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Hervorgegangen aus dem 
Angehörigen Info. Das 
Angehörigen Info entstand im 
Hungerstreik der politischen 
Gefangenen 1989. 


Drinnen und Draußen - 
ein Kampf! 


Keine Aus- 


lieferung in 
die Türkei! 


Seit Montag, 11. September 2006, befinden 
sich Erdogan E. und Marco Camenisch ge- 
meinsam in einem befristeten (2 Wochen) 
Hungerstreik gegen die Auslieferung von 
Erdogan E. an den Folterstaat Türkei und 
gegen die Kollaboration der Schweiz mit 
diesem. Und für eine internationale Soli- 
darität im Widerstand „gegen Faschismus 
und die imperialistische Klassenherrschaft 
des Kapital“ (Zitat aus Marcos Hunger- 
streikerklärung). Der politische Widerstand, 
der sich seit Erdogan E. Verhaftung Schritt 
für Schritt entwickelt hat, schließt sich die- 
ser Solidaritäts- und Kampfinitiative der 
beiden politischen Gefangenen an. 
www.Auslieferungen-stopp.ch 
www.aufbau.org 
www.buendnis-gegen-rechts.ch 


Hungerstreikerklärung von 
Erdogan E. 


Meine lieben Freunde, 

ich begrüße Euch mit den Worten für die 
Freiheit, Gerechtigkeit und den Kampf für ei- 
ne Welt ohne Grenzen. 

Wir gehen durch eine schwierige Zeit. Weit 
entfernt von uns wird die Menschheit bom- 
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Rund 600 Menschen demonstrierten am 23. September in Washington für die Frei- 
heit der „Miami 5". Sie protestierten dagegen, dass den fünf Kubanern ein neues Ver- 
fahren verweigert wird (siehe letzte Ausgabe). Auf der Kundgebung wurde auch ei- 
ne Grußadresse von Fidel Castro verlesen. Quelle u. Bild: Indymedia Washington DC 


bardiert. Eine Mutter hält ihr totes Baby in 
den Armen und weint. Ein Kind sucht in den 
Trümmern des Krieges die toten Körper sei- 
ner Familie. Unsere schöne Welt stinkt nach 
Feuer, Blut und Bomben. 

Verzweiflung, Tränen und Trauergesänge 
gibt es weit von uns auf der Welt, und wir 
müssen uns die Ohren zuhalten, um es nicht 
zu hören. Die ausbeuterische Gesellschaft 
und ihre Schergen führen heute wie damals 
ihre militärische Ausbeutung aus. Mit Folter, 
Gefängnissen und Kriegen möchten sie die 
Menschheit und ihren Freiheitskampf unter- 
drücken. 

Tausende von Menschen sterben durch den 
Staatsterror oder durch hervorgerufene 
Krankheiten oder müssen ihre Heimat ver- 
lassen. Die Staaten suchen keine Lösungen 
für die Menschen, sondern produzieren statt- 
dessen Waffen, Panzer, Gefängnisse und so- 
gar Atombomben gegen die Menschheit. 

Wie ihr wisst, leben wir in einer Gesell- 
schaft, in der das Leben eines Menschen kei- 
nen Wert hat, wo Tod und Folter zum bar- 
barischen Kapitalismus gehört. Die Staaten 
führen mit ihrer militaristischen Politik die 
Menschheit in eine nicht voraussehbare Ge- 
fahr. Sie beuten die Welt und ihre Ressour- 
cen fürihre eigenen egoistischen Zwecke aus. 

Wir haben immer gegen Ausbeutung 


gekämpft. Es ist selbstverständlich, dass wir 
heute noch stärker dagegen kämpfen müs- 
sen. Unser Freunde und Feinde sollen wis- 
sen, dass uns Gefängnisse, Folter und Mord 
nicht davon zurückhalten werden. 

Meine lieben Freunde, ich bin derzeit zwar 
körperlich gefangen, aber wenn es um die 
Frage der Menschheit geht, dann ist der 
Kampf eine Notwendigkeit, von der man 
nicht weglaufen kann. Es gibt noch sehr vie- 
le Sachen, für welche die Menschheit kämp- 
fen muss. 

Es ist der Kampf der Menschen, der Kampf 
derjenigen, die in die Menschheit verliebt 
sind - und weil sie die Kraft von den Men- 
schen bekommen, werden sie ihn auch ge- 
winnen. 

Wir werden gewinnen. Deshalb werde ich 
gegen Faschismus und ihre erniedrigende 
Politik - gegen das System, das die Mensch- 
heit und unsere Welt in die Hölle verwandelt 
- in den Hungerstreik treten. 

Ich liebe Euch alle, euren Kampf begrüß 
ich mit innigsten revolutionären Gefühlen! 

Freundschaftliche revolutionäre Grüsse - 
Wir sind im Recht und werden gewinnen! 

Nieder mit dem Faschismus! - Es lebe die 
Revolution für die Menschheit! 

Es lebe die internationale Solidarität! 

Der anarchistische Gefangene Erdogan E. 

—— 


Freiheit für Erdogan 


Solidarität 


Seit dem 21. Februar sitzt Erdogan bereits 
in Auslieferungshaft. Das Bundesamt für 
Justiz beantragt seine Auslieferung an die 
Türkei, obwohl erwiesenermaßen die ihn 
belastenden Aussagen unter Folter er- 
zwungen und später wieder zurückgenom- 
men wurden. 


(ag/rh). Im Falle einer Auslieferung warten 
in der Türkei Folter, lebenslange Isolati- 
onshaft in einem F-Typ-Gefängnis oder gar 
der Tod auf ihn! Trotz dieser drohenden Si- 
tuation hat er mit seinem Widerstand nicht 
aufgehört! Wir wollten mehrüber seine per- 
sönliche und politische Geschichte wissen. 


Erdogan, kannst du uns etwas zu deinem 
Leben in der Türkei erzählen? 

Ich wurde 1979, also ein Jahr vor dem 
Militärputsch in Istanbul geboren. Als Fol- 
ge des Putsches gab es viele Ausgangs- 
sperren. Ich verstand nicht viel davon, bis 
ich 1985 auf den Straßen Panzer und Sol- 
daten sah. Von da an war der Staat für mich 
eine Unterdrückungsmaschine. Das Quar- 
tier, in dem wir lebten, war religiös und fa- 
schistisch. Früh bekam ich, als kizil bas' den 
Rassismus mit. Da meine Familie mit revo- 
lutionären Kräften in Kontakt stand, wur- 
de unser Haus oft mit Farbe eingefärbt. Mit 
sieben Jahren begann ich, auf der Strasse 
zu arbeiten und nebenbei zu lernen. 

Ich bekam die Klassen- und Rassenun- 
terschiede sehr deutlich mit, was mich in 
meinen revolutionären Ansichten verstärk- 
te. An der 1. Mai Demo 1992 beteiligte ich 
mich zum ersten Mal an den revolutionären 
Kämpfen. Ich war von da an immer zuvor- 
derst dabei und oft von der Anti-Terror-Po- 
lizei bedroht. 

Es war die Zeit, in der viele mir bekann- 
te Menschen verschwanden: Ssie wurden 
im Knast, auf der Straße, sogar bei sich zu- 
hause getötet. Gleichzeitig wurde ich von 
einem Faschisten als PKK-Kämpfer verra- 
ten und daraufhin gesucht. Zur PKK aber 
hatte ich keine Beziehung. Hingegen stand 
mir die DHKC’ mit ihrer kommunistischen 
Ideologie viel näher. Es wurden viele Leu- 
te wegen mir gefoltert, und ihnen dabei ge- 
sagt, dass sie mich töten würden. Ich tapp- 
te nie in die Fallen, die sie mir stellten Ich 
ging in die Ilegalität. Als ein Junge aus 
meinem Quartier unter Folter sagte, ich sei 
ein Guerillero, wurde ich vom türkischen 
Staat gesucht. Ich floh nach Europa und be- 
antragte Asyl. Dabei erfuhr ich aus türki- 
schen Dokumenten, dass ich einen Polizi- 
sten getötet haben soll. 


Deine Familie ist sehr solidarisch mit dir, 
warum? 

„Die Großväter meines Vaters waren die 
Anführer der kurdischen Aufstände von 
1920 bis 1938. Mein Urgroßvater Aliserbey 
kämpfte als revolutionärer Anführer mit 
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1000 Leuten gegen Atatürk, gegen die Po- 
litik der Türkei, die Kurden zu assimilieren, 
und für die kurdische Unabhängigkeit. Un- 
ser Vater erzählte uns Kindern mit großem 
Stolz von dieser Zeit. Da meine Großväter 
aus revolutionären Kämpfen stammen, er- 
lebten sie die Massenvertreibungen von 
Dersim nach Sivas, Kandal und Lara. Wenn 
man mich zu dieser Tradition dazu rechnet, 
zuerst nach Istanbul, dann in die Schweiz, 
erkennt man, dass sich daran nicht viel ver- 
ändert hat. Mein Bruder Erol wurde schwer 
gefoltert und war sechs Jahre im Gefäng- 
nis, weil er gegen die Gebührenpflicht der 
Bildung gekämpft hatte. Eine Schwester 
und ein älterer Bruder waren ebenfalls un- 
ter Folter in Gefangenschaft geraten. Mei- 
ne Eltern sind bei den Tayad-Samstags- 
müttern’ aktiv, haben Widerständische, 
darunter auch ihre Kinder, unterstützt. Des- 
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halb sind sie gefoltert und in Gefangen- 
schaft gesteckt worden. Sie haben ihre ei- 
genen Erfahrungen mit dem dreckigen Ge- 
sicht des Staates gemacht. Ihr seht, meine 
Familie anerkennt die Legitimation des 
Kampfes. Wir alle sind mit der Revolution 
sehr verbunden. 


Du kämpfst auch jetzt weiter, obwohl bei 
einer Auslieferung dich Folter, Isolation und 
möglicher Tod erwartet. 

Wenn ein Revolutionär in der Türkei ak- 
tiv ist, dann weiß er, dass er eines Tages mit 
Folter und Tod konfrontiert sein wird. Trotz 
dieses Wissens kämpfe ich mit Entschlos- 
senheit weiter. In der Geschichte sind viele 
Menschen, die die Wahrheit gesagt haben, 
trotz dieser Drohungen standhaft geblie- 
ben. Z.B. Spartakus mit seinem Kampf ge- 
gen die Sklaverei oder die, die gesagt hat- 


ten, die Welt drehe sich und sei rund! Sie 
sind das Risiko in dem Bewusstsein einge- 
gangen, dass die Geschichte zeigen wird, 
dass sie Recht hatten. Heute wissen wir: Die 
Welt ist rund, sie dreht sich, und wir wis- 
sen, dass damals wie heute diese Wahrhei- 
ten bekämpft werden. Spartakus hat Ge- 
schichte gemacht, nicht die Geschichte 
Spartakus! Mit meiner Kampfeinstellung 
versuche ich meine Verantwortung, meine 
Aufgabe in der Geschichte und ihrer Wahr- 
heit zu erfüllen. Wahrheit heißt: dass die- 
ses System nur durch Ausbeutung besteht, 
daraus reaktionäre, faschistische Systeme 
wachsen und dass die Befreiung der 
Menschheit nur durch die Revolution rea- 
lisiert werden kann und wir dieses Ziel ganz 
sicher einmal erreichen werden. Weil ich 
das alles weiß, kämpfe und widerstehe ich 
weiter. Ich schöpfe Kraft aus der Geschich- 
te des Widerstandes, der 
Überzeugung, für die rich- 
tige Sache zu kämpfen, 
und eurer Solidarität: wir 
werden gewinnen!“ 


Kannst Du noch etwas 
mehr zu Deinen Zielen sa- 
gen? 

Alle Ideologien, Philoso- 
| phien und Wissenschaften 
sind dann gut, wenn sieim 
Dienste der Menschheit 
stehen. Die Revolution, al- 
so die Befreiung und Ge- 
rechtigkeit, ist wichtig wie 
das Wasser, die Natur, das 
= Essen, das Atmen. Sie ist 

“ nicht etwas von außen 
i= herangetragenes, sondern 

“len wohnt der Geschichte der 

t % #] Menschheit inne. Und ge- 
Pin, M nau das und das Bewusst- 
We 4 sein darüber, wird letztlich 
RE; bekämpft. 


Möchtest du noch etwas 
anfügen? 

Ja.Ich sitze nichteinfach 
in Auslieferungshaft we- 
gen des Antrages aus der Türkei. Durch mei- 
ne Auslieferung werden den europäischen 
Staaten Tür und Tor geöffnet, die revolu- 
tionäre Opposition nochmals anders an- 
greifen zu können. Faschistische wie rück- 
ständische Regierungen weltweit möchten 
die revolutionäre Opposition in der Gefan- 
genschaft versenken. Deshalb rufe ich al- 
le revolutionären und antifaschistischen 
Kräfte auf, dagegen zu kämpfen und sich 
zu verhalten. Es ist an der Zeit, in diesem 
Sinne in einer antifaschistischen Front ge- 
meinsam zu kämpfen.“ 


Anmerkungen: 


1 Roter Kopf. Erdogan ist Alevit 

2 Revolutionäre Volksbefreiungspartei-Front 

3 Vereinigung zur Solidarität mit den Angehöri- 
gen politischer Gefangenen www.aufbau.org + 
www.auslieferungen-stopp.ch 


Zusammenfassung 
der bisherigen Verhandlung 


im Potsdamer Antifa- 
Prozess 


Im Juni 2005 wurden in Potsdam fünf An- 
tifaschistInnen festgenommen, nachdem 
ein stadtbekannter Neonazi bei einer Aus- 
einandersetzung eine 4 cm lange Platzwun- 
de davontrug. Gegen die fünf wurde wegen 
versuchten Mordes ermittelt. Eine Betrof- 
fene, Julia S., saß aufgrund dieses Tatvor- 
wurfs fünf Monate in Untersuchungshaft. 

Der Mordvorwurf gründete sich einzig 
auf der Einschätzung des damals ermit- 
telnden Staatsanwaltes P. Petersen, die Tä- 
terinnen seien AntifaschistInnen und wür- 
den als solche den Tod eines Nazis jeder- 
zeit beabsichtigen oder wenigstens billi- 
gend in Kauf nehmen. 

Somit erklärte er alle AntifaschistInnen 
zu potentiellen MörderInnen und stellte die 
Angeklagten aufgrund ihrer politischen 
Einstellung unter Generalverdacht. 

Sehr schnell nach der Festnahme der fünf 
Antifas gründete sich eine Soligruppe, die 
sich zum Ziel setzte, die Betroffenen zu un- 
terstützen, insbesondere die Gefangene aus 
dem Knast zu holen und dem Versuch, An- 
tifaschismus zu kriminalisieren, offensiv 
entgegenzutreten. Durch intensive Presse- 
arbeit, mehrere Knastkundgebungen, Kom- 
munikationsguerilla-Aktionen u.ä. wurde 
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massiver öffentliche Druck aufgebaut, von 
immer mehr Seiten kam die Forderung nach 
Freilassung der jungen Antifaschistin und 
Kritik an der eindeutig politisch motivier- 
ten und komplett überzogenen Anklage- 
schrift. 

Das mediale Aufsehen und der massive 
öffentlichen Druck zwangen die Staatsan- 
waltschaft in die Defensive. Petersen ließ 
sich monatelang verleugnen und hielt ent- 
lastende Beweismaterialien zurück, wo- 
durch die U-Haft der inhaftierten Antifa- 
schistin künstlich verlängert wurde. Doch 
schließlich musste sie im November 2005 
nach fünf Monaten Haft entlassen werden, 
nachdem die Konstrukte der Staatsanwalt- 
schaft öffentlich nicht mehr zu rechtferti- 
gen waren. 

In diesem Jahr endlich wurde die Ankla- 
ge vom zuständigen Richter auf gefährli- 
che Körperverletzung herabgestuft, da ein 
unabhängiges Gutachten ergab, was von 
Anfang an offensichtlich war: dass über- 
haupt keine Tat vorliegt, die als versuchte 


Tötung bewertet werden kann. 

Obwohl die Anklage nicht mehr auf ver- 
suchten Mord lautet, wurde die Behaup- 
tung, AntifaschistInnen seien per se poten- 
tielle Mörderinnen und Antifaschismus ei- 
ne „niedere Gesinnung“, nie zurückge- 
nommen. Das Verfahren zielt weiterhin dar- 
auf ab, Antifaschismus zu kriminalisieren. 

Ebenfalls bemerkenswert ist, dass das 
„Opfer“ Nebenklage eingereicht und sich 
niemand geringeren als den renommierten 
Nazi-Anwalt Wolfram Nahrath zum Ver- 
teidiger genommen hat, die Auswahl die- 
ses Anwalts zeigt mehr als deutlich die po- 
litische Gesinnung des sog. „“Opfers“. 
Nahrath war bis zu ihrem Verbot Vorsit- 
zender der faschistischen Organisation 
„Wiking-Jugend“, Redner auf diversen 
NPD-Veranstaltungen und vertritt aussch- 
ließlich Neonazis, z.B. einen der Täter der 
berühmten Hetzjagd in Guben, bei der im 
Februar 1999 ein algerischer Flüchtlingvon 
15 Nazis durch den Ort gejagt wurde, bis er 
in Panik durch eine Glastür sprang und an 
den Folgen verblutete. Nahrath vertrat da- 
mals im Gerichtssaal die Meinung, dass sein 
Mandant nichts dafür könnte, wenn der 
„Neger“ so dumm sei und durch Glastüren 
springe. 

Auch verteidigte Nahrath einen der Täter 
im Potsdamer „Iram-Prozess“, bei dem ca. 
20 Nazis im Juni 06 auf zwei Antifas ein- 
schlugen und einem eine abgeschlagene 
Bierflasche in den Hals rammten. 

In dieser Tat sah übrigens die gleiche Ab- 
teilung der Staatsanwaltschaft, die auch die 


Entscheidung über 
Revision noch nicht 
getroffen 


Haftantritt weiterhin unklar 


„Politische Kämpfe haben Ursachen, 
niemand zündet grundlos ein Polizei- 
fahrzeug oder ein Arbeitsamt an. So- 
ziale Ungerechtigkeit, Unterdrückung 
und Ausbeutung, Rassismus, Sexismus 
oder Polizeigewalt sind einige Gründe.“ 

Diese Worte sind dem so genannten letz- 
ten Wort entnommen, welches Daniel am 
16. November 2005 während seines Revi- 
sionsverfahrens gesprochen hat. 

Nach 16. Prozesstagen endete am 27. 
November 2005 Daniels Prozess. Wie be- 
reits abzusehen, mit einem Schuldspruch 
und einer Verurteilung zu 2 Jahren ohne 
Bewährung. Was so die wenigsten ge- 
glaubt hatten, mit einer Verurteilung nach 
8129a - als Einzelperson! 

Das Urteil des Richters bestätigte im 
Kern alle Punkte der Staatsanwaltschaft 
zur Verurteilung Daniels nach $129a und 
wegen zwei versuchten Brandstiftungen. 

Daniels Mitangeklagter Marco ist bereits 


seit dem 27.02.2006 wieder im Knast. Er 
ist zu einer Freiheitsstrafe von 2 1/2 Jah- 
ren verknackt wurde, von der er durch die 
Untersuchungshaft 1 Jahr abgesessen hat- 
te. 

In dem Revisionsverfahren gegen Dani- 
el ist er zusammen mit Carsten, der eben- 
falls in dem Verfahren angeklagt war und 
freigesprochen wurde, zuvor noch zu !% 
Jahren Beugehaft verurteilt worden. 

Beugehaft wird nicht angerechnet wird 
auf die Strafhaft, deshalb muss Marco 1 
la Jahre absitzen. 

Mittlerweile konnte Marco gemeinsam 
mit seinen VerteiderInnen den offenen 
Vollzug erwirken. 


Marcos Anschrift im Knast: 
Justizvollzugsanstalt Magdeburg 
z.H. Marco Heinrichs 
Halberstädter Str. 8a 

39112 Magdeburg 


Gegen das am 27. November 2005 ge- 
gen Daniel gesprochene Urteil wurde er- 
neut Revision eingelegt. Bisher gibt es im- 
mer noch keine Entscheidung darüber, ob 
der Revision stattgegeben wird oder nicht. 

Das bedeutet auf der anderen Seite ei- 
nen enormen Druck für Daniel. Sollte die 
Revision abgelehnt werden und das Urteil 


somit rechtskräftig werden, muss er in- 
nerhalb kürzester Zeit seine restliche Haft- 
zeit von 1 Jahr antreten. 

Die solidarische Unterstützung von 
Marco und Daniel bleibt eine Notwendig- 
keit. Der offene Vollzug für Marco kostet 
jetzt schon jede Menge Kohle, und auch 
für die anstehende Haftzeit für Daniel wird 
finanzielle Unterstützung benötigt. Des- 
halb sind Spenden natürlich erwünscht: 

Rote Hilfe Magdeburg 

Stadtsparkasse Magdeburg 

Kontonr.: 371 519 49 

BLZ. : 810 532 72 

Verwendungszweck: Soligruppe 


Da die Soligruppe Magdeburg / Qued- 
linburg als solche nicht mehr existiert, 
sind bei Anfragen etc. Ansprechpartner 
für Magdeburg: 

Gruppe Internationale Solidarität [Mag- 
deburg] mail: InternationaleSolidarita- 
etMD@web.de 

Freie Arbeiter Union (0G Magdeburg] 
mail: faumd@fau.org 
Freiheit für alle politischen Gefangenen 
weltweit! 

Für eine gesamtgesellschaftliche Befrei- 
ungsperspektive! 

September 2006 

GIS[magdeburg] www.gis.de.md 


Anklage gegen die 5 Antifas verfasste, nur 
eine gefährliche Körperverletzung. 

Am 7. August begann der Prozess vor 
dem Potsdamer Landgericht. 

Da die Mehrheit der Angeklagten zur Tat- 
zeit nicht erwachsen war, wurde die Öf- 
fentlichkeit von den Verhandlungen aus- 
geschlossen. Das Verfahren gegen eine 16- 
jährige Angeklagte ist mittlerweile unter 
der Voraussetzung, dass sie 30 Stunden ge- 
meinnützige Arbeit zu leisten habe, einge- 
stelltworden, da ihre Tatbeteiligung als sehr 
gering eingeschätzt wird und sie laut Rich- 
terin durch das bisherige Verfahren ihre 
Lektion schon gelernt habe. 

Bei einem Teil der bisher gehörten Zeu- 
gInnen und dem „Opfer“ handelt essich um 
stadtbekannte Neonazis. Diese meinen ver- 
mutlich mit ihren Aussagen die Angeklag- 
ten zu belasten, tun jedoch genau das Ge- 
genteil, da sie aussagen, eine der Ange- 
klagten zur Tatzeit 50m vom Tatort entfernt 
gesehen zu haben. Auch der Großteil der 
bisher gemachten belastenden Aussagen 
war gekennzeichnet von Verwirrung und 
Ungereimtheiten. Mal waren es bis zu acht 
Tätern, die allesamt gleichzeitig mit Tot- 
schlägern zugeschlagen hätten, und ein an- 
deres mal nur vier, von denen nur eine Per- 
son schlug. Einige Zeugen wollen auch ei- 
nen Teil der Angeklagten wiedererkannt 
haben. Letztere wären zwar zur Tatzeit voll 
vermummt gewesen, die Identifizierung 
wird dennoch „eindeutig“ genannt. Im 
Großen und Ganzen konnten die bisheri- 
gen Zeugenaussagen kein schlüssiges Bild 
von den Vorkommnissen des Tatabends zu 
entwerfen. 

Eine Prognose zum Prozessverlauf, der 
mittlerweile bis min. 15. November termi- 
niert ist, kann hier leider noch nicht abge- 
geben werden, da das komplette Verhalten 
des Gerichts und der Staatsanwaltschaft 
nicht vorhersehbar ist und das Justizsystem 
an sich schon viel zu viele völlig unprofes- 
sionelle Aktionen geleistet hat. 

Vorhersehbar ist aber, dass die Betroffe- 
nen weiterhin aufeine breite Solidarität an- 
gewiesen sind und noch immer Geld für die 
Anwalts- und Prozesskosten benötigt wird. 

Macht den Fall soweit wie möglich öf- 
fentlich, zeigt, dass es ein großes Interesse 
an dem Verfahren gibt und sich die antifa- 
schistische Bewegung nicht einfach wider- 
standslos kriminalisieren lässt! 

Weitere Infos, die konkreten Prozesster- 
mine, genaue Berichte von den einzelnen 
Verhandlungstagen und die Kontaktadres- 
se der Soligruppe findet ihr auf: 
www.soligruppe-potsdam.de 
Antifaschismus ist nicht kriminell, sondern 
notwendig! 


Spendenkonto (für Anwalts- und 
Prozesskosten): 

Kontoinhaber: Rote Hilfe e.V. Potsdam 
Kreditinstitut: Postbank Stuttgart 
BLZ: 600 100 70 

Kontonummer: 151907703 
Verwendungszweck: soligruppe 


Tod in Zelle noch unaufgeklärt 


Aktionstag 
zur Erinnerung an 
Oury Jalloh 


Dessau. „Hände 
hoch, Füße gerade, 
hast du Waffen?“ 
Ein schmächtiger 
Afrikaner weicht 
vor dem barschen 
Ton zurück, bevor 
zwei kräftige Poli- 
zisten ihn vor dem 
Landgericht Des- 
sau gegen einen IE 
Pkw drücken ... 

Am Donnerstag Mittag war es nur ein 
Theaterstück, mit dem antirassistische 
Gruppen auf ihrer Meinung nach rassisti- 
sche Behandlung von Flüchtlingen auf Po- 
lizeiwachen in Deutschland aufmerksam 
machen wollten. Die Performance war Teil 
des Aktionstages, mit dem Gerechtigkeit für 
Oury Jalloh gefordert wurde. Der 21-jähri- 
ge Asylbewerber aus Sierra Leone ver- 
brannte am 7. Januar 2005 in einer Zelle 
der Dessauer Polizeiwache. Er soll in be- 
trunkenem Zustand angeblich Passanten 
belästigt haben und war daher Stunden 
vorher festgenommen worden. Auf einer 
Sitzung des Landtages von Sachsen-Anhalt 
wurde bekannt, dass Jalloh mit Händen und 
Füßen an eine Pritsche gefesselt war, als er 
starb. Trotzdem soll er sich nach der offizi- 
ellen Version die Matratze mit einem Feu- 
erzeug angezündet haben, das in der Zelle 
gefunden wurde. Sofort nach seinem Tod 
forderten Flüchtlinge und Unterstützer ei- 
ne genaue Untersuchung. So soll geklärt 
werden, woher die Verletzungen an Nase 
und Ohren stammen, die bei der Obdukti- 
on von Jalloh festgestellt entdeckt wurden. 

Der Aktionstag am Donnerstag sollte den 
Fall vor dem Vergessen bewahren, erklärte 
eine Aktivistin der Berliner Gruppe für ei- 
ne linke Strömung (fels), die in der Vorbe- 
reitungsgruppe war. In den nächsten Mo- 
naten dürfte der Fall noch einmal größere 
Schlagzeilen machen. Die Staatsanwalt- 
schaft Dessau will Anklage gegen zwei Be- 
amte der Dessauer Polizeiwache erheben. 
Im Herbst wird mit dem Beginn des Ver- 
fahrens gerechnet. Das Gutachten eines 
feuertechnischen Instituts, das den Brand 
nachstellte, ist zu dem Ergebnis gekommen, 
dass der Flüchtling große Chancen auf ein 
Überleben gehabt hätte, wenn rechtzeitig 
Hilfe gekommen wäre. 

Mittlerweile wurde auch die Berliner 
Rechtsanwältin Regina Götz als Nebenklä- 
gerin zugelassen. Sie vertritt die in Sierra 
Leone lebende Mutter von Jalloh. 

Die Antirassisten wollen allerdings wei- 
terhin Druck machen. In einem Redebeitrag 
von fels wird an Berichte von Amnesty In- 


ternational erinnert, die Polizeiübergriffe 
auf Flüchtlinge dokumentiert haben. 
Während des Redebeitrags entstand auf ei- 
nem große Unruhe unter den Kundge- 
bungsteilnehmern. Am Rande war ein 
Flüchtling in eine Polizeiwanne geschleppt 
worden. Der Grund blieb unklar. Doch nach 
massiven Protesten wurde er nach Abgabe 
seiner Personalien wieder freigelassen. „Da 
war das Theaterstück auf einmal Realität“ 
meinte er. Peter Nowak 


Eine Woche in Haft 
trotz Haftunfähigkeit 


Berliner Rechtsanwalt erhebt schwere 
Vorwürfe gegen die Berliner Justiz 


Am Ende ging alles sehr schnell. Am Diens- 
tagnachmittag wurde der anerkannte Asy- 
lbewerber Dervis Orhan aus der Haft in Mo- 
abit entlassen. Der zuständige Gefängnis- 
arzt hat seine Haftunfähigkeit fest gestellt, 
erklärte sein Berliner Anwalt Thomas Mo- 
ritz. 

Orhan saß seit dem 13. September im Mo- 
abiter Gefängnis. Am vergangenen Mitt- 
woch war er von Polizisten in seiner Woh- 
nung verhaftet worden. Die Beamten er- 
klärten ihm, dass sie einen von der türki- 
schen Justiz ausgestellten Haftbefehl samt 
Auslieferungsbegehren vollstrecken. Der 
Haftbefehl bezieht sich auf das gleiche Ur- 
teil, auf das sich auch das Asylverfahren 
gestützt hat. Vor über einem Jahr war der 
aus der Türkei geflüchtete Kurde Dervis Or- 
han in Deutschland als politischer Flücht- 
ling anerkannt worden. In der Türkei dro- 
he dem wegen Mitgliedschaft in der kurdi- 
schen Arbeiterpartei PKK zu lebenslängli- 
cher Haft verurteilten Mann aus politischen 
Gründen Verfolgung, hieß es in der Be- 
gründung. 

Was sich für einen juristischen Laien in 
ersten Augenblick unverständlich anhört, 
ist allerdings juristisch gedeckt, erklärt die 
Berliner Rechtsanwältin und Expertin für 
Asylverfahren Jutta Hermans. Nach Para- 
graph 4 des Asylverfahrensgesetz steht ei- 
ne Asylanerkennung einem Auslieferungs- 
verfahren nicht im Wege. „Das hat letztlich 
zur Folge, dass Menschen, die in Deutsch- 
land Schutz vor politischer Verfolgung su- 
chen, in den Verfolgerstaat zurückgeschickt 
werden können“, so Hermans. 

In der letzten Zeit hat die Türkei mehre- 
re Auslieferungsanträge gegen in Deutsch- 
land anerkannte Asylbewerber gestellt. Die 
deutsche Justiz hat allerdings bisher immer 
mit dem Verweis auf Auslieferungshinder- 
nisse das Begehren verworfen. Dazu gehört 
unter anderem ein Prozess vor dem Mi- 
litärgericht mit Richtern in Uniform, die im 
Widerspruch zur Europäischen Menschen- 
rechtskonvention stehen. Auch das Urteil 
gegen Orhan, auf dem der Haftbefehl be- 
ruht, wurde vor einem Militärgericht ge- 
fällt. So sah der Berliner Rechtsanwalt Tho- 


mas Moritz die akute Gefahr für sei- 


nen Mandanten auch nicht in einer 
Auslieferung, sondern in der aktuel- 
len Haft in Moabit. 

Orhan war 9 Jahre in der Türkei in- 
haftiert gewesen. Wegen seiner akut 5 
zerrütteten Gesundheit wurde er 2003 8 
befristet aus dem Gefängnis entlassen. 
Danach floh ernach Deutschland. Dort 
hat er sich wegen der physischen und 
psychischen Haftfolgen unter ande- 
rem beim Zentrum für Folteropfer in 
Behandlung. 

Auch nach seiner Entlassung am 
Dienstagnachmittag, will Moritz alle 
juristischen Mitteln ausschöpfen. „Es 
ist ein Unding, dass an ein haftunfähiger 
Mensch fast eine Woche teilweise gefesselt 
festgehalten wird“, erklärte der Anwalt. 

Der Pressesprecher des Berliner Kammer- 
gerichts Grunwald bestätigte, dass Orhan 
auf Grund eines über Interpool verbreite- 
ten Festnahmeersuchens der Türkei in Haft 
genommen worden sei. Zum Festnahme- 
zeitpunkt habe ein Arzt die vorläufige Haft- 
fähigkeit bescheinigt. Die Generalstaatsan- 
waltschaft habe auf der Grundlage eines die 
genauere Prüfung der Haftfähigkeit des Be- 
troffenen veranlasst. Dabei sei seine Haf- 
tunfähigkeit festgestellt worden und Herr 
Orhan sei darauf hin freigelassen worden. 
Auf die von dem Anwalt kritisierten Haft- 
bedingungen angesprochen, bestätigte der 
Pressesprecher, dass der Kurde wegen Tät- 
lichkeiten gegen Bedienstete in einen „be- 
sonders gesicherten Haftraum“ im Haft- 
krankenhaus untergebracht gewesen sei. 
Peter Nowak 


Hessischer Flücht- 
lingsrat fordert Blei- 
berecht für Kurden 


Der Hessische Flüchtlingsrat erklärt zur Ab- 
schiebung des Kurden Serif Akbulut: 


Am Dienstag Vormittag wurde Serif Akbu- 
lut aus Schlüchtern mit einem eigens dafür 
gecharterten Kleinflugzeug in die Türkei 
abgeschoben. Außer ihm selbst flogen le- 
diglich das Flugpersonal und einige Beam- 
te der Bundespolizei mit - eine Vorgehens- 
weise, die man eher bei einem Topterrori- 
sten vermuten würde denn einem jungen 
Mann, der bloß bei seiner Familie sein 
möchte. 

Der hessische Innenminister Volker Bouf- 
fier muss sich angesichts des immensen 
Aufwands, der betrieben wurde, um einen 
hier seit acht Jahren lebenden, gut inte- 
grierten jungen Mann abzuschieben, fra- 
gen lassen, was seine Absichtsbekundun- 
gen für eine Bleiberechtsregelung noch 
wert sind. Der Innenminister hatte sich in 
der Vergangenheit mehrfach dafür ausge- 
sprochen, geduldeten Flüchtlingen, die seit 


sechs Jahren in Deutschland leben, inte- 
griert sind und keine Straftaten begangen 
haben, ein Bleiberecht einzuräumen - Kri- 
terien, die Serif Akbulut allesamt erfüllte. 

„Im Fall Akbulut offenbart sich ein er- 
schreckender unbedingter Abschiebungs- 
wille der Behörden. Es drängt sich der Ein- 
druck auf, dass kurz vor einer Einigung über 
eine Bleiberechtsregelung noch einmal ver- 
sucht wird, mit allen Mitteln potentiell Blei- 
beberechtigte loszuwerden«, kommentierte 
Timmo Scherenberg, Geschäftsführer des 
Hessischen Flüchtlingsrates, die Abschie- 
bung. 

Der Flüchtlingsrat fordert schon seit lan- 
gem vom Innenminister, bis zur Innenmi- 
nisterkonferenz im November einen Ab- 
schiebungsstopp für langjährig geduldete 
Flüchtlinge zu erlassen, wie es einige an- 
dere Bundesländer bereits getan haben. 
Auch verschiedene Stadt- und Kreisparla- 
mente, darunter der Kreistag des Main-Kin- 
zig-Kreises, in dem Serif Akbulut bis zu sei- 
ner Inhaftierung wohnte, haben in den ver- 
gangenen Wochen Resolutionen für einen 
solchen Abschiebungsstopp verabschiedet. 

„Eine Bleiberechtsregelung, die diesen 
Namen auch verdient, muss erstens von den 
Menschen überhaupt in Anspruch genom- 
men werden können und zweitens auch 
Kriterien beinhalten, die auch von ihnen er- 
füllt werden können«, umriss Scherenberg 
die Anforderungen an eine Bleiberechtsre- 
gelung. Das bedeutet, dass sie bis zur In- 
nenministerkonferenz vor Abschiebungen 
sicher sein müssen und außerdem eine 
mögliche Regelung keine wirklichkeits- 
fremden Ausschlusskriterien beinhalten 
darf. Hier ist vor allem der Sozialleistungs- 
bezug zu nennen, da die übergroße Mehr- 
heit der Geduldeten nicht arbeiten kann 
oder darf. 

Zusätzlich zu einer wirksamen Bleibe- 
rechtsregelung sollte denjenigen, die - wie 
Serif Akbulut - schon abgeschoben wur- 
den, ein Rückkehrrecht eingeräumt werden, 
wie es Niedersachsens Innenminister Schü- 
nemann in die Diskussion eingebracht hat. 
Für den Flüchtlingsrat ist der Fall mit der 
jetzt erfolgten Abschiebung daher auch 
noch nicht zu Ende: Wir fordern, dass Se- 
rif wieder nach Deutschland kommen darf, 
um dort zu leben, wo er hingehört - bei sei- 
ner Familie im Main-Kinzig-Kreis. 


Werner Braeuner zu 
seiner Verlegung 


Verlegt bin ich auf eigenen und dringen- 
den Wunsch. Im März 2005 bin ich von der 
JVA Meppen nach Oldenburg (OL) verlegt 
worden, weil denen in Meppen plötzlich 
aufgefallen war, dass der VS mich im Jah- 
resbericht 2001 als „Linksextremisten“ be- 
zeichnete hatte. (Seite 144 des VS-Berichts). 
Meppen ist 2005 in der Sicherheit herun- 
tergestuft worden auf III. (IV ist offener 
Vollzug, II ist geschlossener Vollzug für 
Gefangene mit geringfügigen Delikten; II 
ist geschlossener Vollzug für „besonders 
Kriminelle“ ( so der Justizjargon); I ist Si- 
cherheitsstation.) OL ist Stufe II, so wie Cel- 
le I (Trift) und die JVA Sehnde. Die im Bau 
befindliche JVA Rosdorf bei Göttingen soll 
auch Stufe II werden. 

Nun ist die JVA OL für Langstrafler al- 
lerdings höchst entnervend, weil sie bis 
2005 eine reine U-Kiste war. So mussten 
dorthin zwangsverlegte Strafgefangene - 
so wie ich - unter den Regularien der U- 
Haft-Vollzugsordnug vollziehen, welche 
letztere bekanntlich äußerst restriktive 
Haftbedingungen vorsieht. Strafgefangene 
in eine U-Kiste zwangszuverlegen, ist im 
Übrigen ein wohl einmaliger Vorgang! Je- 
denfalls haben die JVA’s um OL herum die 
Möglichkeit genutzt, ihnen unliebsame Ge- 
fangene nach OL abzuschieben, das so zu 
einer Art „Restmülldeponie“ für die mei- 
sten verhaltensauffälligen, desozialisierten 
und persönlichkeitsgestörten Gefangenen 
geworden ist. Zusammen mit dem Um- 
stand, dass U-Gefangene äußerst hektisch, 
laut und stressig sind (akute Drogenent- 
zugserscheinungen / Inhaftierungsschock), 
ähnelt die JVA OL einer Psychiatrie. Total 
unruhige und chaotische Gefangene, ein ir- 
res Geschrei an den Fenstern usw. (zirka 
60% der Gefangenen sind in U-Haft, heißt 
auch, dass es sich vielfach um sehr junge 
Gefangene handelt, welche üblicherweise 
von älteren Strafgefangenen getrennt wer- 
den (bis ca. 27 Jahre alte Gefangene kom- 
men gewöhnlich in die JVA Vechta), weil 
sie altersbedingt höchst stressig sind. Hin- 
zu die üblen Folgen der Jugenddroge Ec- 
stasy, welche die User schnell total verblö- 
det ... 

In Oldenburg war also ein extremer stres- 
siger Vollzug für Langstrafler. Ein- und 
ausgehende Post wurde textkontrolliert. 
Zwei Telefonate a 10 Minuten pro Woche 
für nicht-arbeitende Gefangene, 5 Telefo- 
nate für arbeitende. Miserable Besuchsre- 
gelungen und -bedingungen kommen hin- 
zu. 

In den anderthalb Jahren in OL bin ich 
nicht auf den Hof gegangenen. Weil das 
dort zu entnervend war. Die Höfe sind über- 
dies - da für U-Gefangene ausgelegt - 
äußerst klein. 

Sofort nach Ankunft in der JVA OL habe 
ich daher Verlegung in einen anderen Knast 
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beantragt. CelleIhat abgelehnt; Uelzen, das 
auch angefragt wurde, obwohl es sicher- 
heitsmäßig auf II liegt, wollte mich auch 
nicht. Zuletzt blieb bloß noch die JVA Sehn- 
de übrig, die nach langen Ersuchen endlich 
bereit war, mich aufzunehmen. Um das zu 
bewerkstelligen, hatte ich zuletzt auch die 
SPD-MDL Elke Müller (Lingen/Ems) zu- 
ständig für Strafvollzug um Unterstützung 
gebeten, welche diese mir auch zugesagt 
hat. Zuletzt, im August hat die Rote Hilfe 
mir dann einen Anwalt gestellt (Ulf Israel 
aus Dresden). Außerdem hatte ich das Ju- 
stizministerium in Hannover angeschrie- 
ben. 

Alles in allem hat es dann überraschend 
plötzlich mit der Verlegung nach Sehnde 
geklappt. 

Oldenburg hat mir so an den Nerven ge- 
zerrt, dass ich ab Juli ein Beruhigungsmit- 
tel habe einnehmen müssen, weil ich ner- 
vlich völlig am Ende war. Die letzten Wo- 
chen dort habe ich meinen Haftraum nicht 
mehr verlassen, weil mir der Wahnsinn auf 
dem Stationsflur zuviel geworden war; dort 
regierte ein Borderliner vom Typus Schau- 
spielerpersönlichkeit,  schwerstkriminell 
und so verrückt, dass ihm der Wahnsinn aus 
den Augen sprühte (internationaler Dro- 
gen-, Waffen- und Menschenhandel; Zu- 
hälter, Puffbesitzer und verurteilt wegen 
Mordes an einem geschäftlichen Konkur- 
renten), ein Horrortyp. Befreundete Gefan- 
gene waren so lieb, mir mein Essen auf den 
Haftraum zu bringen, weil die JVA sich wei- 
gerte, mir den erbetenen Sicherheitsein- 
schluss zu gewähren. Oldenburg ist knall- 
hart; die haben den Ehrgeiz, den Laden her- 
metisch abzuriegeln, und orientieren sich 
dabei intern an Alcatraz. Wobei dieser 
Knast im Vergleich zu Oldenburg ein Kur- 
ort gewesen sein muss!!! 

Die JVA Sehnde ist ein „normaler“ Straf- 
haftknast. Mir kommt das hier vor wie ein 
Erholungsheim. Das Essen ist von Menge 
und Qualität deutlich besser. Auf dem Hof- 
gang ist es möglich, völlig unbehelligt von 
durchgeknallten Menschen seine Runden 
zudrehen, an den Fenstern kein infernali- 
sches Geheul - kurz, es herrlich hier!!! Län- 
ger in Oldenburg, wäre ich ein Fall für die 
Pharmaindustrie geworden. 

Für widerständige Gefangene wie mich, 
die es ablehnen, sich an Maßnahmen der 
Resozialisierung, d.h. Resklavisierung, zu 
beteiligen, ist die JVA OL eine Art ver- 
schärfter Kerker, um die Widerständigkeit 
zu brechen. Nicht zu vergessen, habe einen 
höheren Staatsbeamten umgebracht, oder 
sagen wie es ganz richtig so, einen SklA- 
ventreiber! I shot the shAriff, und da gelüs- 
tet es dem Staat nach Rache, nicht wahr?! 
(beide A’s hat Werner so geschrieben und 
noch eingekreist - Red.) Ich hoffe, nun erst 
einmal Ruhe haben zu können. 2007 kommt 
in Niedersachsen ein Landesstrafvollzugs- 
gesetz (Förderalismusreform macht es 
möglich), und Heister-Neumann, Justizmi- 
nisterium, hat bereits angekündigt, massiv 
zu verschärfen: 23 Std. Einschluss für 
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nicht-arbeitende Gefangene; Legalisierung 
der Doppelbelegung von Hafträumen! Das 
wird eine neue Runde Vernichtungshaft, 
schlimmer noch als das alte Zuchthaus vor 
Einführung der Vollzugsreform in den Sieb- 
zigern, denn da gab es wenigstens Einzel- 
zellen. Jahrelang über 23 Stunden täglich 
mit einem Menschen auf knapp 9 Quadrat- 
meter zusammengepfercht zu sein, ist nicht 
anders als Vernichtung !!! .......... 

Bei dieser Gelegenheit möchte ich euch 
in HH danken für die Zusendung des Ge- 
fangenen Info und die Presseausschnitte 
zum Thema RAF. Es stimmt, die Gefange- 
ne der RAF dürfen nicht vergessen werden. 
Ihre Freilassung ist zu fordern. Es grüßt in 
Solidarität mit allen Gefangenen, die gegen 
das Kapitalmonster kämpfen. 

Herzlich Werner 


P.S. Wäre der Kampf der RAF tatsächlich so 
sinn- und fruchtlos gewesen, wie ihre Geg- 
nerInnen es behaupten, wäre der letzte oder 
die letzte von den Gefangenen der RAF 
schon vor längerer Zeit freigelassen wor- 
den. 

Werner Braeuner, JVA Sehnde, Schnede- 
busch 8, 31319 Sehnde Werner kommt aus 
der Arbeitslosenbewegung und wurde im 
August 2001 zu 12 Jahren Totschlag ver- 
urteilt, weil er einen Arbeitsdirektor getötet 
hatte. 


Thomas Meyer-Falk 


10 Jahre 
Knast — oder 
in der Höhle 


Stelle dir die Menschen vor in einem un- 
terirdischen, höhlenartigen Raum, der ge- 
gen das Licht zu einen weiten Ausgang hat 
über die ganze Höhlenbreite; in dieser Höh- 
le leben sie von Kindheit, gefesselt an Schen- 
keln und Nacken, so dass sie dort bleiben 
MÜSSEN ... 


Rückblick - Oktober 1996, circa 5.30 Uhr 
am Morgen, der Tag erwacht langsam, es 
ist herbstlich kühl ... Zwei, vielleicht drei 
Dutzend vermummte Gestalten rennen na- 
hezu lautlos in eine Sparkasse, einer trägt 
eine Videokamera, als einer der Männer 
schreit: „Auf die Knie, auf die Knie ...“ - 
und ehe ich bis drei zählen kann, liege ich 
auf dem Boden, Hände und Füße verdreht, 
gefesselt, ein Arzt beugt sich über mich: 
„Geht es Ihnen gut? Fehlt Ihnen etwas?“ 
fragt er und ich denke noch, dass er offen- 
bar Humor haben muss, aber er tut wohl 
nur seinen Job. 


So 
endete eine 
14-stündige 
Geiselnahme in ei- 
ner Bank, die statt eigentlich erwünschter 
Geldmittel für politische Projekte zu einer 
langjährigen Haftstrafe führte. 


.... so dass sie dort bleiben müssen und nur 
gegen vorwärts schauen, den Kopf aber we- 
gen der Fesseln nicht herumdrehen können; 
aus weiter Ferne leuchtet von oben her hin- 
ter ihrem Rücken das Licht eines Feuers ... 


Nach 10 Jahren Haft, die ich nahezu voll- 
ständig in Isolation verbracht habe bzw. 
verbringe, möchte ich an dieser Stelle eine 
Zwischenbilanz ziehen: 


Die Strafe 


Sinn und Zweck von Strafe in der bürger- 
lichen Gesellschaft ist, folgt man einem 
gängigen Kommentar des Strafgesetzbu- 
ches, der Begehung von Straftaten entge- 
gen zu wirken, sei es durch das bestrafte In- 
dividuum, sei es durch noch-nicht-straffäl- 
lig gewordene Personen. Darüber hinaus 
soll Strafe Vergeltung für begangenes Un- 
recht darstellen. 

Das Strafvollzugsgesetz wiederum sieht 
die Aufgaben des Strafvollzuges neben dem 
Schutz der Allgemeinheit in der Resoziali- 
sierung, d.h. der Gefangene soll fähig wer- 
den, künftig in sozialer Verantwortung ein 
Leben ohne Straftaten zu führen. 

Gerichte in Heilbronn und Karlsruhe ver- 
urteilten mich in mehreren Prozessen zu 16 
Jahren 9 Monaten und drei Wochen Frei- 
heitsstrafe - verbüßt werden diese 2013 
sein. Da ich eine Gefahr für die Allgemein- 
heit darstellen würde, wurde Sicherungs- 
verwahrung angeordnet; diese wird ab 
2013 vollstreckt, geht es nach dem Willen 
der Justiz. Sicherungsverwahrung (SV) ist 
ebenfalls in einem Gefängnis zu voll- 
strecken und sie kann lebenslang dauern, 
so lange bis Gutachter und Gericht zur 
Überzeugung gelangen, der Verwahrte (hier 
ausschließlich die männliche Schreibweise 
zu verwenden, spiegelt die Realität wieder. 
Zur Zeit gibt es keine Frauen in Siche- 
rungsverwahrung) stelle keine Gefahr mehr 
da. 

Für den Banküberfall wurden mir 11 Jah- 
re 6 Monate sowie die SV zugemessen, die 
weiteren Jahre, weil sich diverse Politiker 
von SPD, CDU, CSU, sowie Justizmitarbei- 
ter durch Briefe von mir in ihrer Ehre ver- 


letzt bzw. bedroht gefühlt haben. 

Kann man verstehen, dass ich nicht ge- 
willt bin, diese fast 17 Jahre mit ansch- 
ließender potentiell lebenslanger SV wi- 
derspruchslos abzusitzen? 

Strafe in bürgerlicher Gesellschaft ist In- 
strument der Disziplinierung - und sie ist 
Teil der Klassenjustiz! Selbstverständlich ist 
mir an einem Leben in sozialer Verantwor- 
tung gelegen, wie es im Strafvollzugsgesetz 
heißt, nur unterscheidet sich meine Gesell- 
schaftsvorstellung grundlegend von der 
herrschenden kapitalistischen Gesellschaft. 


... sie sehen nichts außer den Schatten, die 
von dem Feuer auf die gegenüberliegende 
Mauer geworfen werden, verstehst du? 
Natürlich, wenn sie gezwungen sind, ihre 
Köpfe unbewegt zu halten ihr Leben lang. 


Der Knast 


Gefangene, von denen eine Gefahr für Si- 
cherheit und Ordnung der Haftanstalt aus- 
geht, dürfen laut Gesetz in Einzelhaft ge- 
halten werden, d.h. sie verbringen die 24 
Stunden des Tages mit sich alleine. 

Von 1996 - 1998 saß ich in Stammheim 
in Isolation und seitdem in Bruchsal (mit 
zwei Intermezzi 1998 in Straubing und 
2002 erneut in Stammheim). Seit Mai 2006 
kann ich während der einen Stunde Hof- 
gang im Gefängnishof mit 6-7 anderen 
„gefährlichen“ Gefangenen zusammen- 
treffen. Viel lesen und schreiben - Tag um 
Tag, Jahr um Jahr. So verbringe ich die Zeit 


Wenn sie sich untereinander unterhalten 
könnten, da würden sie wohl glauben, die 
wahren Dinge zu benennen, wenn sie von 
den Schatten sprechen, die sie sehen. 


immer noch Knast 


Da ist B., er bekommt regelmäßig 
antipsychotische Medikamente; da 
ist T., mit seinen 1,82 m auf unter 
60 Kg abgemagert; oder OE., der 
sich kaum von seinem Fernseher 
lösen kann für die eine Stunde Hof, 
um dann Zigarettenkippen vom 
Boden zu sammeln, damit er etwas 
zum rauchen hat. Wir sind schon 
so ein Häuflein „gefährlicher“ Ge- 
fangener. 

Zu den mal mehr, mal weniger 
subtilen Erniedrigungen, Schika- 
nen, besonderen Vorkommnissen 
an dieser Stelle nichts, wer mag, 
findet auf meiner homepage 

(http:/[www.freedom-for-tho- 
mas.de) zahlreiche Beispiele aus 
dem Gefängnisalltag. 

Gefangene, die gewillt sind, für 
ihre Freiheit zu kämpfen, gelten 
rasch als gefährlich für das Knast- 
system, denn dieses lebt von dem 
stillschweigenden Agreement zwi- 
schen InsassInnen und Personal, 
wonach erstere den Umstand der 
Inhaftierung akzeptieren. Und wer 


sich nicht an dieses Agreement hält und 
nicht bereit ist, immer nur auf die Wand zu 
starren, dort die Schatten der Freiheit als 
Realitätsersatz zu begaffen, der gerät fast 
unweigerlich in Einzelhaft; schon um zu 
verhindern, dass solche Gefangene ihre 
Mitgefangenen - angeblich - „aufhetzen“. 


Überlege nun Lösung und Heilung aus Ket- 
ten und Unverstand, wie immer das vor sich 
gehen mag - wenn man ihn zwänge, ins 
Licht selbst zu blicken, dann würden ihn 
seine Augen schmerzen, und fluchtartig 
würde er sich dem zuwenden, was er anzu- 
blicken vermag. 


die Freiheitsstrafe 


Leider gibt es viel zu viel Gefangene, die 
nach langen Jahren der Haft nicht mehr in 
der Lage sind, sich in Freiheit zurecht zu 
finden, sie scheitern an einfachsten Dingen 
des Alltags. In Erinnerung ist mir die Schil- 
derung von Z., wir saßen 2002 in Stamm- 
heim in benachbarten Zellen in Isolations- 
haft, konnten uns nur von Fenster zu Fen- 
ster verständigen. Sein halbes Leben hinter 
Mauern (Heim, Jugendhaft, Erwachsenen- 
knast) wurde er 2002 nach wenigen Tagen 
Freiheit - er hatte eine langjährige Strafe 
bis zum letzten Tag verbüßt - wieder in Haft 
genommen. Er erzählte, wie er durch die 
Stadt spazierte, und ein Pärchen ihn bat, sie 
zu fotografieren. Die Digitalkamera, die sie 
ihm in die Hand drückten, überforderte ihn 
völlig - er wusste nicht mal so recht, was 
das für ein Gerät sein sollte. Scheinbar nur 
eine Petitesse und mit Sicherheit weder Er- 
klärung, noch Entschuldigungsversuch für 
seinen raschen Rückfall - jedoch ein Mo- 
saikstein. 

Der Preis, sich von den Ketten noch 
während der Haft selbst zu befreien, kann 


im Einzelfall hoch sein. Aber die weltwei- 
ten Gefangenenkämpfe, beispielsweise in 
Spanien oder auch in Nord-/Südamerika 
sind Ausdruck für die nicht auszulöschen- 
de Sehnsucht nach Freiheit! 

Mir selbst soll die Bewegungsfreiheit auf 
unabsehbare Zeit vorenthalten werden; 
dies habe ich nie akzeptiert und dies wer- 
de ich niemals akzeptieren. 

Knapp zehn Jahre Isolationshaft ver- 
mochten kein Jota meiner Überzeugungen 
zu zerstören; wobei die Haft nicht so das 
Wesentliche ist, so lange ich die Solidarität 
von draußen erleben darf. 

Ärgerlich sind jedoch Anwürfe von 
„draußen“, die ich im Verlauf der Jahre ge- 
legentlich lesen musste, wonach ich hier 
den Märtyrer spielen würde und doch sinn- 
vollerweise mit der Justiz kooperieren soll- 
te, z.B. um Hafterleichterungen zu erhalten. 

In solchen Momenten benötige ich Ge- 
duld. 

Wer sich nun fragen sollte, was es mit den 
literarischen Einschüben auf sich hat: Dies 
sind Zitate aus dem Höhlengleichnis von 
Platon („der Staat“, Ziffern 514 a folgen- 
de). In ihrer Symbolsprache lassen sie sich 
auch auf uns Gefangene beziehen. 

Freiheit wird einem nicht gegeben - Frei- 
heit muss man sich nehmen! 


Thomas Meyer-Falk, c/o JVA - Z. 3117, 
Schönbornstr. 32, D-76646 Bruchsal, Ger- 
many 
homepage: 
mas.de 


http://www.freedom-for-tho- 


Neues aus dem Aachener 
Verfahren 


Der Bundesgerichtshof hat den Antrag auf 
Revision bei Begonia, Jose, Bart und Ga- 
briel abgelehnt. Ob weitere Rechtsmittel 
eingelegt werden, ist bisher unklar. Nur bei 
Bart (verurteilt zu 3,5 Jahren) ist es sicher, 
dass derrechtliche Weg nicht weiterverfolgt 
wird. Mit dem rechtskräftigen Urteil ist nun 
der 2/3-Antrag auf bedingte Haftentlas- 
sung für Ende Oktober gestellt worden, ei- 
ne Entscheidung gibt es voraussichtlich 2 
Wochen vorher. 

Die Post der Drei läuft jetzt nicht mehr 
über den Richter, d.h. sie dauert nur 1-2 Ta- 
ge, um anzukommen, muss direkt an den 
Knast geschickt werden und wird nicht 
mehr gelesen (außer der Knast selber ord- 
net derartige Maßnahmen an). Bart wurde 
von Düsseldorf 30km östlich nach Rem- 
scheid verlegt und muss sich jetzt eine Zel- 
le teilen. 

Ihre Knastadressen: 

Jose Fernandez Delgado Krümmede 3 
44791 Bochum 

Bart de Geeter Masurenstr. 28 

42899 Remscheid 

Gabriel Pomba da und Silva Krefelder Str. 
251 52070 Aachen 
www.escape.introrelbion.info 


Großangelegte Observation gegen die linke Szene 


im Zusammenhang mit dem Kampf gegen den Hotelbau im Wasserturm / Hamburg 


Im Rahmen eines Ermittlungsverfahrens 
gegen zwei GenossInnen im Zusammen- 
hang mit dem Widerstand gegen den Ho- 
telbau im Wasserturm ist jetzt eine Obser- 
vation des Staatsschutzes bekannt gewor- 
den, die es in diesem Ausmaß vermutlich 
seit Jahren nicht mehr gegeben hat. 

Ausgangspunkt war die vorläufige Fest- 
nahme eines Genossen am 25.11.2005 mit 
anschließender Hausdurchsuchung und 
Beschlagnahme mehrerer Computer. Als 
Tatvorwurf wurden gemeinschaftliche 
Sachbeschädigung und schwere Nötigung 
genannt. Behauptet wird dabei eine Betei- 
ligung des Betroffenen an zwei Aktionen 
gegen zwei Firmen, die am Bau des Luxus- 
hotels im Schanzenpark beteiligt sind, u.a. 
durch die Veröffentlichung entsprechender 
Erklärungen. 

Zur Erinnerung: Am 28.10.2005 wurden 
auf Baufahrzeugen der Firma Engel in 
Hamburg-Eimsbüttel Widerstandsparolen 
angebracht und die Reifen aufgestochen. In 
der Nacht vom 24./25.11.2005 wurden Rei- 
fen des Zulieferers Lebbien unter dem Mot- 
to „Schade, dass Beton nicht brennt“ zer- 
stochen. Die Firma liefert Beton für den Bau 
des Hotels im Wasserturm im Schanzen- 
park. 

Am 31.5.2006 wurde dann dieselbe Woh- 
nung (!) ein zweites Mal durchsucht. Zu- 
sätzlich wurde die Mitbewohnerin des zu- 
erst Betroffenen nun ebenfalls beschuldigt. 
Ermittelt wird wegen der genannten Ak- 
tionen gegen beide Betroffene und ihre 
„unbekannten Mittäter“. 

Erst nach der zweiten Durchsuchung 
wurde den Anwälten der beiden Aktenein- 
sicht ermöglicht. Zum einen wohl deshalb, 
weil die zweite Durchsuchung schon lange 
geplant war, zum anderen, um die gegen 
den zuerst Betroffenen durchgeführte mo- 
natelange Observation zu verschleiern. Die- 
se Observation erfolgte durch die Staats- 
schutzabteilung des LKA Hamburg. Sie 
dauerte offiziell vom 1.11.2005 bis zum 
1.3.2006, vier Monate lang und nahezu täg- 
lich. Observiert wurden der Betroffene, sei- 
ne unmittelbaren persönlichen Kontakte 
und das politische Umfeld. Regelmäßig ob- 
serviert wurde das 
Treffen des 
Netzwerks zum Erhalt 
des Schanzenparks“, 
jeweils Dienstags in 
der Gaststätte „Sena- 
tor Watrin“. Ebenso re- 
gelmäßig wurde auf- 
grund der Teilnahme 
der beiden Betroffe- 
nen das wöchentliche 
Treffen des „Bündnis- 
ses gegen Umstruktu- 
rierung“, das sich re- 
gelmäßig sonntags im 
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Buchladen im Schanzenviertel oder im 
„Kafe X“ traf, überwacht. Zusätzlich zur 
Observation dieser Treffen fanden nahezu 
tägliche Observationen des beschuldigten 
Genossen und seines persönlich-politi- 
schen Umfelds statt. Diese Observationen 
wurden mit großem personellen und logi- 


stischen Aufwand durchgeführt. Teilweise 
waren mehre Observationsteams parallel 
unterwegs und haben mehrere Personen an 
verschiedenen Orten gleichzeitig obser- 
viert. Teilweise gab es Stand-Observationen 
mit Videoaufnahmen. Vereinzelt wurden 
auch Überwachungskameras ausgewertet. 
Personen wurden beim Einkaufen, Spazie- 
rengehen und bis hin zu ihrem Arbeitsplatz 
verfolgt. Teilweise betraten die Schnüffler 
sogar die genannten Lokalitäten, in denen 
politische Treffen stattfanden, und ver- 
suchten dort - vergeblich -, etwas mitzu- 
bekommen. Gezielt wurde auch die Demo 
am 14.1.2006 „Mövenpick zu Gast bei Fein- 
den“ gegen den Hotelbau im Wasserturm 
observiert. Dabei galt das Interesse 
hauptsächlich der Aufklärung der für die 
Demo verantwortlichen politischen Struk- 
turen. Ebenso observiert wurde eine Kund- 
gebung vor dem Strafjustizgebäude am 
26.1.2006 anlässlich eines Prozesses gegen 
einen Genossen, der angeblich einen Stein 
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auf einen Polizisten geworfen haben sollte 
und später dann freigesprochen wurde. 

Wir gehen davon aus, dass die in den Ak- 
ten enthaltenen Observationsabläufe und - 
ergebnisse nicht vollständig sind. Wir ha- 
ben außerdem Anhaltspunkte dafür, dass 
die Observation über den 1.3.2006 hinaus 
gelaufen ist und wahr- 
scheinlich immer noch 
andauert! 

Wir machen dies öf- 
fentlich, weil wir in ei- 
ner derart massiven und 
langandauernden Ob- 
servation einen direkten 
Angriff auf linke politi- 
sche Strukturen sehen, 
der über den Widerstand 
gegen den Hotelbau im 
Wasserturm weit hinaus 
geht. Die Veröffentli- 
chung der Arbeitsweise 
des Polizeiapparates 
stellt dabei einen Schutz 
unserer politischen 
Strukturen dar. Es gibt 
keinen Grund zur Aufre- 
gung und schon gar nicht zur Panikmache. 
Es geht um das Wissen, wie die Gegensei- 
te arbeitet, und um das Bewusstsein, dem- 
entsprechend zu handeln. Gruppen und 
Personen, die observiert worden sind, müs- 
sen dies wissen, und den Strukturen, in de- 
nen sie sich ihrerseits bewegen, entspre- 
chend vermitteln. Eine Observation durch 
geschulte Beamte des Staatsschutzes, die 
weitgehend unbemerkt bleibt, ist eine an- 
dere Liga als das plumpe und aufdringlich- 
provozierende Vorgehen der z. B. P-Schicht 
der Wache 16. Schließlich dient die Veröf- 
fentlichung auch dazu, Szenegerüchte, Ge- 
quatsche und Halbwahrheiten zu verhin- 
dern. Wir sagen öffentlich das, was not- 
wendig ist. Darüber hinaus vermitteln wir 
bestimmten Personen das, was sie wissen 
sollten. Wir gehen hiermit verantwortlich 
um. 

Nach unserer derzeitigen politischen Ein- 
schätzung geht es bei dem Angriff des 
Staatsschutzes zum einen um die Krimina- 
lisierung und Einschüchterung des Wider- 
stands gegen das Hotelprojekt im Schan- 
zenpark. Dabei wurde in dem Verfahren ge- 
gen die beiden betroffenen GenossInnen 
seitens Polizei und Staatsanwaltschaft so- 
gar überlegt, eine Verbindung zu dem noch 
laufenden 8$129-Verfahren wegen Bildung 
und Mitgliedschaft in einer kriminellen 
Vereinigung wegen militanter Aktionen im 
März 2005 gegen mehrere Luxushotels in 
Hamburg und Lübeck und das Bezirksamt 
in Eimsbüttel herzustellen. Dieses $129- 
Verfahren ist noch immer nicht gegen alle 
Beschuldigten eingestellt worden. Nach wie 
vor ist es möglich, dass die Staatsschutz- 


behörden an einem Gesamt-Konstrukt 
„8129“ herumbasteln. Weiterhin geht es bei 
dem Staatsschutzangriff um die Ausfor- 
schung der linken Szene und ihrer Struk- 
turen insgesamt. Schon vor einigen Mona- 
ten musste der oberste Hamburger Verfas- 
sungsschützer Heino Vahldick öffentlich 
eingestehen, dass es in Hamburg schon seit 
längerer Zeit so viele linke militante Ak- 
tionen wie sonst in keiner anderen deut- 
schen Stadt außer Berlin gibt. Nach der Ent- 
eignungsaktion im Frischeparadies Goe- 
decken und dem abgebrannten Auto des 
Chefs des Weltwirtschaftsinstituts stiegen 
Anfang Mai die gesamte Hamburger Pres- 
se wie auch überregionale Medien in die- 
ses Thema ein. In der Presse aufgelistet wur- 
den sämtliche größeren und kleineren mi- 
litanten Aktionen der letzten Jahre. Kriti- 
siert wurden Verfassungsschutz und Staats- 
schutz, weil all diese Aktionen nicht auf- 
geklärt wurden und kein einziger Täter prä- 
sentiert werden konnte. Dementsprechend 
groß ist der Erfolgsdruck für den Hambur- 
ger Staatsschutz in der Öffentlichkeit. Von 
daher hat der Repressionsapparat zur Zeit 
ein ganz wesentliches Interesse, groBange- 
legte Ermittlungsmaßnahmen gegen linke 
Projekte und Strukturen am Laufen zu hal- 
ten. Das jeweilige Verfahren und ein kon- 
kreter Tatvorwurfsind relativ egal. Die Tak- 
tik scheint zu sein, bei jeder sich bietenden 
Gelegenheit größere Repressionswellen zu 
starten, um bei Durchsuchungen nach dem 
Motto „Irgendwas wird sich schon finden“ 
Zufallstreffer zu landen und durch Obser- 
vationen und Telefon- bzw. E-Mailüberwa- 
chung Kontakte und Querverbindungen 
von Personen und politischen Strukturen 
zu ermitteln. 

Die Art und Weise der jetzt bekannt ge- 
wordenen Observation lässt darauf 
schließen, dass es offenbar flächendecken- 
de Ermittlungen gegen linke Zusammen- 
hänge und Strukturen gibt. Mit weiteren 
Observationen rechnen wir! Ebenso sind 
weitere Durchsuchungen nicht auszusch- 
ließen. Möglicherweise gibt es im Hinblick 
auf die zahlreichen unaufgeklärten Aktio- 
nen der letzten Jahre auch ein laufendes 
$129/129-a-Verfahren gegen konkrete Per- 
sonen oder gegen Unbekannt. Zwar enden 
solche Verfahren in aller Regel nach Jah- 
ren mit einer Einstellung, nur ein geringer 
Bruchteil endet mit Prozessen oder gar Ver- 
urteilungen. Der $129-/129-a ist aber im 
Wesentlichen ein Ermittlungsparagraph, 
der dem Repressionsapparat weitreichende 
Überwachungs- und Ermittlungsmöglich- 
keiten in die Hand gibt, mit denen flächen- 
deckend in linken Strukturen geschnüffelt 
und ausgeforscht werden kann, wie z. B. 
durch Observationen und Telefon- bzw. E- 
Mail-Überwachung. Schließlich ist das 
Ausspionieren linker Strukturen auch im 
Zusammenhang, mit der zu erwartenden 
G8-Mobilisierung in Hamburg zu sehen. 
Repression zurückschlagen! 

Anna und Arthur halten das Maul! 
Antirepressionsgruppe Hamburg 


Nathalie Menigons und Jean-Marc Rouillans, Gefangene aus 


Action Directe, Frankreich 


Solidaritätsbotschaft mit dem 
lihanesischen Widerstand 


Unter amerikanisch-französischem Druck 
hat der UNO-Sicherheitsrat eine neue Re- 
solution abgestimmt, die einen Waffen- 
stillstand beinhaltet, der durch eine Ver- 
stärkung ausländischer, insbesondere 
französischer Truppenpräsenz auf libane- 
sischem Boden garantiert wird. 

Seit mehreren Wochen zerstören israeli- 
sche Bomben und Granaten libanesische 
Städte und Dörfer. Unter Missachtung in- 
ternationaler Konventionen hat der zur 
Schau getragene Wille, mit den Massakern 
fortzufahren und das Land in Asche zu ver- 
wandeln, den Tod von über tausend Zivi- 
listen, davon ein Drittel Kinder, und das 
Umherirren von einer Million Flüchtlingen 
verursacht. Über Wochen haben die Zioni- 
sten Kriegsverbrechen verübt, ohne dass 
internationale Instanzen auch nur den klei- 
nen Finger gerührt hätten, um sich dem zu 
widersetzen. 

Leider sind wir es seit Jahrzehnten ge- 
wohnt, dass Israel straffrei ausgeht. Den 
Zionisten sind Ultimaten, Embargos und 
Schläge des Westens fremd. Bis jetzt hat 
allein der Kampf der Bevölkerungen sie 
zum Zurückweichen gezwungen. Und trotz 
eines grausamen Ungleichgewichtes der 
Kräfte treten die Kämpfenden des libane- 
sischen Widerstandes ihnen immer noch 
mit bewährter Tapferkeit entgegen. 

In diesen besonders schweren Stunden 
wollen wir kommunistische und antiimpe- 
rialistische Gefangene die Einheit des liba- 
nesischen Volkes angesichts der imperiali- 
stisch-zionistischen Aggression und der 
unerschütterlichen Entschlossenheit des 
Widerstandes grüßen. 

Wir müssen die Haltung der französi- 
schen Regierung offen legen, die zur Speer- 
spitze imperialistischer Politik im Libanon 
geworden ist. Die zionistische Aggression 
ist der sichtbarste und blutigste Teil eines 
Planes, der schon vor langem in neokon- 
servativen Yankeecliquen ausgearbeitet 
worden ist. Im Libanon bildete die Resolu- 
tion 1559, die im September 2004 auf An- 
trag von Paris abgestimmt worden ist, den 
ersten Baustein dazu. Unter dem Deck- 
mantel, die Souveränität des libanesischen 
Staates wieder herzustellen, bereitete die- 
se Resolution eine neue Phase der Gewalt 
vor. Ihr Hauptziel ist es, das Land unter 
westliches Protektorat zu stellen und es so- 
mit zur Hauptangriffsbasis gegen Syrien 
und den Iran zu verwandeln. Parallel dik- 
tieren die neuen Herren der Regierung ei- 
nen Separatfrieden mit Israel auf, um vor 
allem die Palästinenser und ihre Bünd- 


nispartner zu isolieren, die die Schaffung 
eines Patchworks von Bantustans ableh- 
nen, das zwischen Mauern und Panzerwa- 
gen gefangen ist. 

Die französische Politik geht unge- 
schminkt weiter voran. Sie drückt sich heu- 
te im amerikanischen Projekt eines Großen 
Nahen Ostens aus. Der regionale Plan Bus- 
hs und amerikanischer Neokonservativer 
besteht darin, jede Kraft aus der Bevölke- 
rung zu vernichten, die es versucht, sich 
dem Griff nach den Erdölreichtümern die- 
ser Region und ihrem Zerteilen in konfes- 
sionelle Protektorate zu widersetzen. Wie 
die Besetzung des Iraks deutlich gezeigt 
hat, wird durch die Stationierung westli- 
cher Truppen die Gewalt nicht etwa ver- 
drängt, sondern sie verschlimmert die Kon- 
frontation zwischen den zusätzlichen Kol- 
laborateuren und den Volkskräften des Wi- 
derstandes unausweichlich. Und das glei- 
che wird geschehen, wenn französische be- 
waffnete Kräfte an der Spitze einer impe- 
rialistischen Armada im Libanon landen 
werden. 

Während eines Monats der Auseinan- 
dersetzung kommen Beobachter zu den 
gleichen Schlussfolgerungen. Der israeli- 
sche Angriff war seit langem vorbereitet 
und die Zionisten warteten nur auf einen 
Vorwand, um ihn zu starten. Seit den er- 
sten Bombardierungen kündigte die Re- 
gierung in Tel Aviv an, dass sie sich unter 
dem Banner des westlichen Krieges ein- 
reiht. Und somit stellen sich die Regierun- 
gen Washingtons, Londons und Paris’ nicht 
etwa hinter Israel, sondern im Gegenteil, 
der Stützpfeilerstaat - der mit den wich- 
tigsten reaktionären arabischen Regimes 
verbündet ist (Ägypten, Saudi-Arabien 
und Jordanien) - macht sich zur Waffe der 
imperialistischen Strategie gegen die Völ- 
ker der Region. 

In diesem Krieg können die Massaker an 
der Zivilbevölkerung und die schrecklichen 
Verwüstungen keinesfalls als Kollateral- 
schäden oder Unfälle gewertet werden, sie 
drücken den Willen aus, Terror in den Be- 
völkerungen zu verbreiten und sie so weit 
zu strafen, dass sie schließlich die Überle- 
genheit des Aggressors anerkennen sollen 
und dessen Besetzungspläne akzeptieren. 

Und so bedeutet die Transformation des 
Libanon in ein westliches Protektorat mit 
der Komplizenschaft des Sicherheitsrates 
erneut: Belohnung für den Angreifer und 
Bestrafung für die Angegriffenen. 

Im Libanon geht es ebenso wie im Irak 
und in Afghanistan um die strategische 
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Entfaltung der aggressiven westlichen 
Mächte, um die Aneignung der weltweiten 
Energiereserven und um ihren Marsch wei- 
ter nach Osten, auf zu neuen Kriegen. All 
diese schmutzigen Machenschaften wer- 
den unter dem Banner der Demokratie und 
des humanistischen Wohlwollens abge- 
wickelt. Und mehr als je zuvor brauchen 
die Massen der angegriffenen Länder un- 
sere Verweigerung all dessen und unsere 
konsequente Solidarität. Das Kräftegleich- 
gewicht hängt davon ab, welche Verbin- 
dungen wir mit ihrem anti-imperialisti- 
schen Widerstand haben und wie wir uns 
einbringen. 

Aufgrund der Tatsache, dass französi- 
sche Truppen direkte auf der Bildfläche er- 
scheinen, haben wir hier mehr als anders- 
wo die Pflicht, diesen schmutzigen Krieg 
und sein imperialistisches Projekt anzu- 
prangern. Mit dem libanesischen Volk, dem 
palästinensischen Volk und mit den arabi- 
schen Massen der verschiedenen Länder 
der Region müssen wir die Kraft finden, 
uns zu organisieren und uns dem inferna- 
lischen Plan des Großen Nahen Ostens zu 
widersetzen. 

Angesichts der Herausforderungen die- 
ser entscheidenden Schlacht müssen wir 
eine bewusste Mobilisierung schaffen. Sie 
muss in der Lage sein, sowohl die Ma- 
chenschaften der Geheimdiplomatie anzu- 
prangern, die darauf zielt, einen Separat- 
vertrag zwischen dem zionistischen Staat 
und dem Libanon zu erzwingen, als auch 
die Versuche die Einheit des libanesischen 
Volkes mit seinem bewaffneten Wider- 
stand zu zerbrechen. 

In diesem regionalen Konflikt bedeutet 
ein Waffenstillstand um jeden Preis keine 
Lösung, ebenso wenig wie die Akzeptanz 
eines Lebens unter den Stiefeln westlicher 
Truppen eine Lösung sein kann. Ganz im 
Gegenteil! Was ihr Projekt der Entwaff- 
nung libanesischer und palästinensischer 
Widerständler angeht, so ist es weit davon 
entfernt, imperialistisch-zionistische Ver- 
brechen zu verhindern, es wird sie erleich- 
tern. Erinnern wir uns an die Massaker in 
den Lagern von Sabra und Schatlia, zu de- 
nen es nach dem Abzug bewaffneter palä- 
stinensischer Kräfte gekommen war! Kom- 
battanten zu entwaffnen heißt, ihren 
Kampf zu verraten und das Ziel der Be- 
freiung der unterdrückten Völker aufzuge- 
ben. 

Nur die Gerechtigkeit, das heißt konkret 
der Rückzug Israels aus allen besetzten Ge- 
bieten, die Freilassung der palästinensi- 
schen und libanesischen Gefangenen und 
das Rückkehrrecht der Flüchtlinge ist der 
erste Schritt zu einer wirklichen Lösung. 

Wo immer wir auch sind und kämpfen, 
es lebe unsere unverbrüchliche Solidarität 
mit dem heldenhaften Kampf der palästi- 
nensischen und libanesischen Völker ge- 
gen den Zionismus! 

11.8.2006 
Die politischen Gefangenen aus ACTION 
Directe Nathalie Menigon J. Marc Rouillan 
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Baskischer Gefangener im Hungerstreik 


Keine Freilassung nach Ende 


der Haftstrafe 


Seit dem 7. August befindet sich der Bas- 
ke Inaki de Juana Chaos im unbefristeten 
Hungerstreik. Eigentlich hätte er bereits im 
Oktober 2004 freigelassen werden müssen. 
Zwei Artikel, die er an „Gara” sandte, führ- 
ten jedoch zu einer Neuanschuldigung we- 
gen Terrorismus ... Die baskische Organisa- 
tion Askapena ruft zur internationalen So- 
lidarität mit dem Gefangenen Ifaki de Jua- 
na Chaos auf... 


Um die Respektierung seines Rechts auf 
Freilassung zu fordern, befindet sich der 
baskische politische Gefangene IAaki de 
Juana Chaos bereits seit dem 7. August in 
einem unbefristeten Hungerstreik. Der 25. 
Oktober 2004 war das Datum, an dem de 
Juana hätte freigelassen werden müssen, 
nachdem er die 18 Jahre Haft, zu welchen 
er nach dem franquistischen Strafgesetz 
von 1973 verurteilt worden war, abgeses- 
sen hatte. (Anmerkung: Gemäß diesem Ge- 
setz war die maximale Haftdauer auf 30 
Jahre beschränkt. Mit der Gesetzesreform 
1995 sind die dadurch verankerten Freilas- 
sungen außer Kraft gesetzt und die maxi- 
male Haftzeit für wegen „Terrorismus“ Ver- 
urteilte auf 40 Jahre verlängert worden.) 
Obwohl die Verurteilung de Juanas auf 
dem Strafgesetz von 1973 basiert, sandte 
der Magistrat der Ersten Kammer des Na- 
tionalen Strafgerichtshofs, Gömez Bermuü- 
dez, am 22. Oktober ein Gesuch ab, in dem 
er bemüht war, die Gründe, die die Freilas- 
sung begünstigten und die Inaki sich in der 
Haft erworben hatte, zu widerlegen. Ange- 
sichts der Unmöglichkeit dieser Begrün- 
dung für die Verweigerung der Entlassung 
ordnete der Richter Untersuchungshaft ge- 
gen de Juana, wegen angeblicher Zu- 


Solidaritätsdemonstration 


gehörigkeit zu einer bewaffneten Gruppe 
und terroristischen Drohungen an. 

Diese Anordnung wurde auf zwei Mei- 
nungsartikel bezogen, die derpolitische Ge- 
fangene an die baskische Zeitung „Gara“ 
gesandt hatte. Es ist jedoch unmöglich, in 
diesen Artikeln eine genügend rationelle 
Basis zu finden, auf welcher derartige An- 
schuldigungen fußen könnten. Als am 14. 
Juli 2006 das Urteil erging, äußerte der 
Richter des spanischen Nationalen Ge- 
richtshofs, Santiago Pedraz, bezüglich der 
Anschuldigungen, dass der Gefangene in 
den Artikeln seine Zugehörigkeit zur Bas- 
kischen Nationalen Befreiungsbewegung - 
MLNV - demonstriert hat, eine Organisati- 
on, die „nicht mit der ETA gleichzusetzen 
ist“ Dem fügte er hinzu, dass „die besagte 
Bewegung nicht als terroristische Organi- 
sation eingestuft werden kann“ und dass es 
deshalb „keine existierenden Beweise für 
das Vergehen terroristischer Drohungen 
gibt“. 

Sofort wurde gegen die Entscheidung des 
Richters eine Kampagne losgetreten. Der 
amtierende Sprecher des Justizministeri- 
ums Juan Fernando Löpez Aguilar verkün- 
dete: „Wir werden neue Anschuldigungen 
konstruieren, um die Freilassungen zu ver- 
hindern!“ Der Generalstaatsanwalt Cändi- 
do Conde-Pumpido bestätigte, dass „wir 
weiter gegen seine Freilassung, die legaler- 
weise möglich wäre, in Opposition bleiben 
werden“ Diese Atmosphäre bewegte die 
Dritte Sektion der Kammer des Nationalen 
Strafgerichtshofes dazu, die Entscheidung 
von Richter Pedraz zu „berichtigen“ und zu 
behaupten, De Juana habe in den beiden 
Publikationen „seine Zugehörigkeit zur 
ETA zur Schau gestellt und verherrlicht“. 
Die Artikel, so das Gesuch aufBerichtigung, 
verdeutlichen ganz klar eine mögliche ter- 
roristische Drohung. Mit dieser Begrün- 
dung wurde ein neuer Strafantrag auf 96 
Jahre Gefängnis gestellt!!! 

In der letzten Zeit erlebten wir eine bru- 
tale, von der spanischen Regierung und 
dem speziellen Anti-Terrorismus-Gericht 
abgesicherte Initiative, um in Übergehung 
sämtlicher auf der Legalität basierenden 
Prinzipien die Freilassung der politischen 
Gefangenen zu verhindern, die unmittelbar 
bevorstünden. Aus Gründen politischer Ra- 
che betrachtet der spanische Staat die Stra- 


fe Inakis sowie anderer Gefangener in der- 
selben Situation als nicht abgegolten. Auf 
diese Weise versucht die Exekutive Zapa- 
teros, de facto ein „Lebenslänglich“ gegen 
das Kollektiv der männlichen und weibli- 
chen baskischen politischen Gefangenen zu 
erwirken, und verletzt damit das universel- 
le Recht auf Freiheit derer, die ihre Haft ab- 
geleistet haben. 

Mehr noch: In diesem heiklen politischen 
Augenblick, in dem sich Möglichkeiten zur 
Lösung des Konflikts, der zu jahrelangen 
Konfrontationen zwischen der baskischen 
Bevölkerung und dem spanischen Staat 
führte, auftun, instrumentalisiert die Exe- 
kutive die Gefangenen beiderlei Ge- 
schlechts und erschwert somit eine demo- 
kratische Lösung des politischen Konflikts. 

Angesichts dieser Umstände verstand 
Inaki, dass ihm kein anderer Ausweg bleibt, 
als in einen unbefristeten Hungerstreik zu 
treten, obwohl er damit sein Leben aufs 
Spiel setzt. 

Deshalb bitten wir um aktive Solidarität 
mit IAaki de Juana Chaos und richten an 
die nationale und internationale Öffent- 
lichkeit den Aufruf, die Ungereimtheiten 
der Anschuldigungen gegen den Gefange- 
nen anzuklagen und sein Recht auf Frei- 
lassung zu fordern/einzuklagen. 

Retten wir das Leben von liaki!!! 
Salvemos la vida de Maki!!! 


Unser Aufruf richtet sich an alle solidari- 
schen Gruppen und Personen, vor den Kon- 
sulaten und Botschaften zu protestieren 
und auf massive Weise Protestbriefe an die 
direkt für die Situation Inaki de Juana Cha- 
os’ Verantwortlichen zu senden. 
(Persönl-Anmerkung d. Übers.): Diese 
Brief/Faxe können in jeder Sprache abge- 
fasst sein; man wird sie ganz bestimmt ver- 
stehen, weil man sie nicht verstehen will ). 


Adressen: 

Jose Luis Rodriguez Zapatero 

Presidente del Gobierno Espanol (Präsident 
der spanischen Regierung ) Palacio de la 
Moncloa, Avda. Puerta de Hierro, s/n. 
28071 Madrid, Espana 

jIrzapatero (at) presidencia.gob.es 

Fax: 0034 913900217 


Carlos Divar Blanco 

Presidente Audiencia Nacional ( Präsident 
des Nationalen Gerichtshofs ) C/ Garcia 
Gutierrez, 1 

28004 Madrid, Espana 

Fax: 0034 913973381 


Mercedes Gallizo Llamas 

Directora General de Instituciones Peniten- 
ciarias ( Generaldirektion der Strafvoll- 
zugsinstitutionen C/ Alcalä, 38-40 28014. 
Madrid Espana 

Fax: 91 335 40 52 


Quelle: http://barcelona.indymedia.org/ne- 
wswire/display/272761/index.php 
Askapena, freie Übersetzung.:tierr@ 


Solidaritätserklärung der PCE(r) 


Inaki kein Einzelfall 


Aus der Stellungnahme das Kollektivs der po- 
litischen Gefangenen der Kommunistischen 
Partei Spaniens (PCR(r) - rekonstruiert) und 
der Grapo zum Hungerstreik von IAaki de 
Juana Chaos und der vom Obersten Ge- 
richtshof angeordneten Zwangsernährung... 

Die PCE (r) drückt ihre Solidarität mit dem 
Basken aus und bezeichnet unter Verweis auf 
die eigenen Erfahrungen, die Anwendung 
von Zwangsernährung als Folter. Hunger- 
streikende zwangszuernähren, um damit ihr 
Leben zu retten, ist eine scheinheilige Me- 
thode, die in Wahrheit angewandt wird, um 
den Willen der Gefangen, ihre Anklagen auf- 
rechtzuerhalten, zu brechen, so die Stellun- 
gnahme. Die PCE (rJfundiert diese Argumen- 
tation mit Beispielen der eigenen Hunger- 
streikenden, die als Konsequenz von Zwan- 
gernährung schwere, lebenslange gesund- 
heitliche Schädigungen, wie Gelähmtheit, 
Demenz und chronische Erkrankungen da- 
vontrugen. „Wenn der Staat einen/ne mili- 
tanten/te Revolutionär/in zwangsernährt, 
dann geschieht dies in der Absicht, allen an- 
deren eine Lehre zu erteilen“. 


„Wir alle sind Inaki de Juana Chaos“ sagt 
das Kommunique, indem zudem der GRAPO- 
Gefangene Jaime Simön Quintela, der (mo- 
mentan im Gefängnis Sevilla 2) seit 21 Jah- 
ren und acht Monaten in Haft ist, darüber be- 
richtet, dass sehr viele politische Gefangene 
aktuell von Haftverlängerungen betroffen 
sind. „In jedem Fall interessiert uns hier der 
Kontext, indem dieser Hungerstreik stattfin- 
det.“ Quintela erinnert an seinen eigenen 
Hungerstreik in den 90ern, den er wegen ei- 
nes blutenden Geschwürs hatte abbrechen 
müssen, und schildert dann seine eigene ge- 
genwärtige Situation: „Viele politische Ge- 
fangene befinden sich in der gleichen Situa- 
tion wie Inaki. Ich selbst hätte am 31. Juli 
2006 entlassen werden müssen. Als ich merk- 
te, dass dem nicht so war, stellte ich einen 
Antrag auf Information über die kalkulierte 
Haftzeit. In der Antwort stand, dass die Voll- 
zugsanstalt die neue Doktrin des Obersten 
Gerichts gegen mich angewandt hatte, der- 
zufolge nach 21 Jahren Haft, weitere 8 an- 
gehängt worden sind, um die Haftdauer auf 
insgesamt 30 Jahre zu verlängern. Das ist die 


Situation, die nach und nach alle politischen 
Gefangenen, die nach dem alten Strafgesetz 
verurteilt worden waren, erleiden werden. 

In meinem Fall hat das Nationale Gericht 
es noch nicht einmal für nötig gehalten, mir 
diese Veränderung mitzuteilen! Wenn das 
Oberste Gericht seine sämtlichen vorherigen 
Ankündigungen ... verletzt, genießt dieses 
speziell repressive Tribunal jeden Grad von 
Premissivität zur Übertretung der Gesetze 
und macht sich noch nicht einmal die Mühe, 
eine Haftverlängerung mitzuteilen. 

Aber wir lassen uns nicht betrügen, der 
Hintergrund der globalen Hetze, welche die 
politischen Gefangenen und die Bewegungen 
der Bevölkerungen erleiden, ist nichts ande- 
res als ein detailliert kalkulierter Plan, der die 
Strategie verfolgt, uns der Politik der Kapi- 
tulation zu unterwerfen. Das ist der essenzi- 
elle Aspekt des betrügerischen Dialoges, der 
von Zapatero angezeigt und durch die ent- 
sprechende Handlungsweise bestätigt wird. 

Die Frage stellt sich also, ob diese Strate- 
gie umkehrbar ist oder nicht; ob sie verän- 
derbar oder festgefahren ist. Ich denke, dass 
die Eröffnung dieses Prozesses einer Not- 
wendigkeit des Regimes gegenüber der Be- 
drohung durch die Überflutung der zahlrei- 
chen politischen Konflikte gehorcht. Ange- 
sichts dieser Situation war (wie schon zuvor 
) die Reaktion der herrschenden Klasse, die 
Initiative zu ergreifen, um die Führung wie- 
derzuerlangen und die vorteilhafteaten Um- 
stände zu schaffen, um die Schäden so weit 
wie möglich gering zu halten. 

Doch auch wenn dieser so genannte Frie- 
densprozess oder wie immer er bezeichnet 
wird, als Konsequenz dieser Notwendigkeit 
betrachtet wird, stützt er sich auf zwei Fak- 
toren, deren man sich bewusst sein muss: 

1. Er hat seine politische Zeit - die Ver- 
gangenheit, die unkenntlich gemacht wurde 
- und 2. ist er aufuntrennbare Weise mit dem 
Widerstand gegen die permanente Aggressi- 
on des Staats verbunden. 

Mit Sicherheit handelt es sich dabei um ei- 
ne Herausforderung, schon allein, weil der- 
jenige, der diesen Prozess, in dem Versuch, 
die Wünsche nach Frieden und politischen 
Freiheiten der ArbeiterInnen und der Bevöl- 
kerungen zu unterminieren, mit Feindseelig- 
keit erfüllt hat, der von dem ach so zuvor- 
kommenden Zapatero regierte Staat ist, der 
mit den Pauken und Trompeten der cristeros 
pepistas mehr verbunden ist, als mit dem Wil- 
len der Bevölkerung. 

Das ist das Fazit aus der Frage und die von 
Inaki im Inneren des Gefängnisses begonne- 
ne Aktion, ist die einzige Linie, mit deren Ver- 
folgung garantiert werden kann, dass der 
Prozess zur Erreichung demokratischer Frei- 
heiten, wie sie von der Bevölkerung gefor- 
dert werden - und das ist das Wesentliche - 
nicht in einer neuen Frustration endet. Und 
falls es so wäre, soll es nicht so gewesen sein, 
dass wir keinen Kampf geführt hätten. 

Jetzt geht es darum, Ihaki De Juana Chaos 
zu unterstützen. 

Quelle: 
http://www.antorcha.org/carcel/chaos.htm 
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Politische 
Gefangene in 
Irland 


Nach langen, zähen Verhandlungen unter- 
zeichneten in den Morgenstunden des 10. 
April 1998 die Delegation von zehn Partei- 
en und zwei Regierungen (Irland und Bri- 
tannien) schließlich ein Abkommen, das 
den Vorstellungen und Interessen beider 
Bevölkerungsgruppen im Norden Irlands 
gerecht zu werden. 

Für Sinn Fein wie für die loyalistischen 
Parteien PUP und UDP war die Freilassung 
ihrer inhaftierten Mitglieder eine nicht ver- 
handelbare Grundbedingung. Deren Zu- 
stimmung war für den Abschluss der Ver- 
handlungen von entscheidender Bedeu- 
tung. Etwa 600 IRA-Gefangene saßen zu je- 
ner Zeit in Long Kesh ein. 

Das Good-Friday-Agreement sah erst- 
mals seit 1972 wieder eine begrenzte 
Selbstverwaltung für der Norden Irlands 
vor. Außerdem eine Kooperation zwischen 
der neuen Belfaster Regionalregierung und 
der Regierung der irischen Republik. Wei- 
ter wurden vereinbart ein Komitee zur Re- 
form der nordirischen (fast 100% prote- 
stantischen) Polizei RUC sowie Vorschläge 
zur Neustrukturierung der nordirischen Ju- 
stiz. Neu geschaffen wurde auch eine in- 
ternational besetzte unabhängige Abrü- 
stungskommission, die die Abgabe der 
Waffen bis zum festgelegten Stichtag im 
Mai 2000 kontrollieren sollte. Weitere Ko- 
mitees sollten sich mit der Einhaltung von 
Menschenrechte und der Förderung von 
Chancengleichheit beschäftigen. Geschaf- 
fen wurde auch eine „qualifizierte Mehr- 
heit“, damit ein Bevölkerungsteil den an- 
deren nicht politisch ausschalten kann. Ein 
Antrag im Regionalparlament giltnur dann 
als angenommen, wenn ihm neben einer 
Mehrheit der Abgeordneten mindestens 
40% der einen wie der anderen Seite zu- 
stimmen. 

Das Abkommen wurde im Norden wie im 
Süden Irlands per Volksabstimmung ange- 
nommen. Verbunden damit war in der Re- 
publik die Revision der Verfassungsartikel 
2 und 3, in den bis dahin die Republik An- 
spruch auf die sechs Grafschaften im Nor- 
den erhoben hatte. Damit akzeptierten die 
BürgerInnen, dass Nordirland so lange Teil 
Britanniens bleibt, bis die Bevölkerung im 
Norden anders entscheidet. 

Allerdings stellte sich heraus, dass das 
Abkommen von den Loyalisten einseitig in- 
terpretiert wurde. Sinn Fein und die IRA ha- 
ben sich bis heute daran gehalten. Die unio- 
nistische Seite versucht andauernd, es zu 
ihren Gunsten auszulegen. Es gab keine 
Vorbedingung bezüglich Entwaffnung. Mit 
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Die Erinnerung an Bobby Sands und den Hungerstreik von 1981 ist lebendig. Wand- 
gemälde in Dublin, Quelle: Wikipedia 


ihrem Inspektions- und Versiegelungsan- 
gebot (der Waffen) von Mai 2000 erfüllte 
die IRA die Bedingungen. Doch die Loyali- 
sten verlangten jetzt die Auflösung der IRA 
und die Beibehaltung der Polizei RUC. So 
ähnlich ging es weiter bis heute - London 
signalisierte jedes Mal Verständnis. 

Aufgrund des Good-Friday-Agreement 
sind die politischen Gefangenen, die das 
Abkommen befürwortet haben, 1998 frei- 
gelassen worden. Es gibt aber nach wie vor 
politische Gefangene. 

Die meisten sind POW (Prisoners of War) 
und wurden verhaftet, weil sie den Krieg 
gegen die Besetzung Irlands weitergeführt 
haben. D.h. sie wurden wegen Waffenbe- 
sitzes verhaftet oder weil sie Informationen 
über britische Soldaten zusammengetragen 
haben. Andere wollten Waffen schmug- 
geln, führten Bombenkampagnen durch 
oder wurden angeklagt, Mitglied einer ille- 
galen Organisation zu sein. Also „Oglaigh 
na hEireann“ (irisch für „Irish Republican 
Army“). Einige waren schon vorher wegen 
republikanischer Aktivitäten inhaftiert. 

Die POW sind deshalb gegen das Frie- 
densabkommen, weil dieses nicht Frieden, 
sondern die Beibehaltung derbritischen Be- 
satzung beinhaltet. 

Im Norden Irlands gibt es etwa 30 Ge- 
fangene im britischen Hochsicherheitstrakt 
„Maghaberry“, im Süden auch etwa 30 im 
Hochsicherheitsknast „Portlaoise“. In Eng- 
land sind es sieben. Sie gehören zur IRA (in 
den Medien als Real IRA bezeichnet), Con- 
tinuity IRA und einige wenige zur INLA 
(Irish National Liberation Army). 

Das Hauptanliegen der Gefangenen ist 
der politische Status; also das Recht, als Po- 
litischer Gefangener angesehen zu werden 
und nicht als „Krimineller“. Sie wollen das 


Gleiche wie Bobby Sands und seine Ge- 
nossen 1981, von denen zehn im Hunger- 
streik gestorben sind. Dieses war der zwei- 
te republikanische Hungerstreik. Er sollte 
am März 1981 beginnen, dem fünften Jah- 
restag der Beendigung des politischen Sta- 
tus. 

Es wurden fünf Forderungen präzisiert: 
e das Recht, jederzeit die eigene Kleidung 

tragen zu dürfen; 

e keine Form von Zwangsarbeit 
e das Recht der freien Zusammenkunft mit 
den anderen Gefangenen sowie das 

Recht, Freizeit- und Bildungsprogramme 

selbst zu organisieren; 

e das Recht auf einen Besuch, einen Brief 
und ein Paket pro Woche; 

e das Recht auf Strafnachlass, das norma- 
lerweise allen Gefangenen zustand. 

Der Beginn dieses Hungerstreiks wurde 
von einer Demonstration in Belfast beglei- 
tet, an der über 5.000 Menschen teilnah- 
men. Die Strategie der Gefangenen war, 
dass Bobby Sands zuerst in den Hunger- 
streik trat und in bestimmten Zeitabstän- 
den sich weitere Gefangene anschlossen. 
Bobby Sands wurde vom Nationalen H- 
Block/Armagh-Komitee als Kandidat für 
Nachwahlen in Fermanagh/South Tyrone 
nominiert. Er errang 30.492 Stimmen und 
wurde am 40. Tag seines Hungerstreiks Mit- 
glied des britischen Parlaments in West- 
minster. Durch diese Wahl wurde klar, das 
die Mehrheit der katholischen nationalisti- 
schen Bevölkerung hinter den fünf Forde- 
rungen der Gefangenen stand. 

Bobby Sands starb am 5. Mai 1981 nach 
66 Tagen im Hungerstreik. Über 100.000 
Menschen kamen zu seiner Beerdigung im 
Westen Belfast. 

Der Hungerstreik wurde am 3. Oktober 


abgebrochen. Er dauerte insgesamt 217 Ta- 
ge und kostete zehn Menschen das Leben. 
Danach machte Britannien Konzessionen, 
vier der fünf Forderungen wurden erfüllt. 
Darüber hinaus gewann die republikani- 
sche Bewegung an Reputation und Sym- 
pathien nicht nur in den katholischen Ge- 
genden im Norden Irlands, sondern auch in 
der Republik Irland und im Ausland. 

Sinn Fein hat auf den politischen Status 
für republikanische Gefangene im Good- 
Friday-Agreement verzichtet. Man könnte 
es als Heuchelei bezeichnen, wenn Sinn 
Fein heute diese Hungerstreikenden von 
1981 ehrt, obwohl sie selbst 1998 diesen 
Status aufgegeben haben. 

Der politische Status beinhaltet auch Be- 
wegungsfreiheit im Knasttrakt, Zeit für Stu- 
dien und Bildungsmöglichkeiten sowie se- 
parate Abteilungen. 

2003 haben republikanische Gefangene 
im Norden Irlands einen „Dirty Protest“ 
(Schmutzstreik, wie Ende der 70er, Anfang 
der 80er) gemacht. Der „Dirty Protest“ be- 
gann 1978 als Deckenprotest, weil die re- 
publikanischen Gefangenen sich weigerten 
Sträflingskleidung anzuziehen. Sie forder- 
ten die Wiederzuerkennung des Sondersta- 
tus als politische Gefangene, der ihnen vor- 
her aberkannt worden war. Ihnen blieb als 
einziges Kleidungsstück eine Decke. 

Der Deckenstreik weitete sich schließlich 
zum Schmutzstreik aus. Diese Aktionsform 
- die Gefangenen wuschen sich nicht mehr 
und beschmierten die Zellenwände mit 
ihren Exkrementen - war auch eine Reak- 
tion auf das Vorgehen vieler Wärter, die 
nicht nur ständig prügelten, sondern mit- 
unter Toilettenkübel auf den Matratzen 
ausleerten, um den Widerstand der Repu- 
blikanerInnen zu brechen. 

Die Gefangenen heute haben zumindest 
erreicht, dass sie von loyalistischen (pro- 
britischen) und „normalen“ Gefangenen 
getrennt werden. Heute werden sie aber im- 
mer noch von einem (ebenfalls pro-briti- 
schen) Knastregime terrorisiert, sind 23 
Stunden pro Tag in ihren Zellen eingesperrt 
und müssen ihr Essen neben den Toiletten 
einnehmen. Ihre Freundinnen und An- 
gehörigen werden bei Besuchen von Wär- 
tern und Hunden belästigt und auch 
manchmal grundlos abgewiesen. Im Nor- 
den läuft jetzt ein Protest von Gefangenen 
gegen diese Bedingungen, u.a. ein Hunger- 
streik. 

Das Hauptanliegen der Gefangenen in 
England ist die Rückkehr nach Irland. Ei- 
nige sind auch gar nicht in England ver- 
haftet worden, sondern z.B. in der Slowa- 
kei. Für die Angehörigen ist eine Reise nach 
England sehr teuer und zeitaufwendig. Zu- 
mal sie befürchten müssen, dass die zuge- 
sagte Besuchserlaubnis am Knasttor plötz- 
lich wieder entzogen wird. 

Die Gefangenen würden sich über Post 
freuen (die natürlich von den Briten gele- 
sen wird). Dazu muss man die Irish Repu- 
blican Prisoners Welfare Association (IRP- 
WA) kontaktieren unter 


irpwa@hotmail.com. 

Man kann auch Prisoner Crafts wie hand- 
gefertigte Bhodrans (irische Trommel), 
Handtücher und Geldbeutel - alles bemalt 
mit politischen Motiven- kaufen; das Geld 
geht an die Gefangenen. Die IRPWA ist ei- 
ne legale Organisation, nur in den USA ist 
sie verboten. Daneben gibt es noch andere 
Hilfsorganisationen. 

Wer mehr über die IRPWA oder das „32 
County Sovereignty Movement“ (Irland be- 
steht aus 32 Provinzen!) wissen möchte: 
www.32csm.org. Sie geben auch die Zei- 
tung „Sovereign Nation“ heraus. 

Renate Döhr 
Irlandgruppe Omega, Berlin 
irl-omega@web.de 


Belgien 


Menschenrechts- 
arbeit oder 
Terrorismus? 


Im historischen Zentrum der belgischen 
Stadt Gent herrschte am vergangenen Mon- 
tag ein großes Polizeiaufgebot. Vor dem Ge- 
bäude des Revisionsgerichts standen be- 
sonders viele Beamte. Dort hatte am Mon- 
tagmorgen ein Revisionsverfahren gegen 
elf Personen aus der Türkei begonnen. Seit 
vielen Jahren leben sie in Belgien und en- 
gagieren sich dort in linken Exilorganisa- 
tionen. Deswegen waren sie im April zu ho- 
hen Haftstrafen verurteilt worden. Jetzt 
geht das Verfahren in die zweite Runde. 
Zu den Angeklagten gehört Sükriye Akar. 
Ihr Mann befindet sich seit 2001 in einem 
der damals neu errichteten Isolationsge- 
fängnisse in der Türkei. Akar beteiligte sich 
in den letzten Jahren besonders an Kam- 
pagnen für die Verbesserung der Situation 
der politischen Gefangenen in dem Land. 
Im Rahmen dieser Arbeit führte sie auch 
zahlreiche Gespräche mit Abgeordneten 
des EU-Parlaments und organisierte Kon- 
gresse zur Situation der Menschenrechte in 
der Türkei. Ihre politische Tätigkeit beweg- 
te sich streng im Rahmen der belgischen 
Gesetze, wie ihre Anwälte immer wieder be- 
tonen. Dennoch sitzt Akar seit mehreren 
Monaten im Gefängnis von Brügge in Un- 
tersuchungshaft. Vom Ausgang des Ver- 
fahrens wird abhängen, ob sie und die zehn 
weiteren Angeklagten für Jahre im Ge- 
fängnis bleiben müssen oder wieder auf 
freien Fuß kommen. Für den belgischen 
Rechtsanwalt Jan Ferman geht es um noch 
mehr. „Hier wird sich erweisen, ob legale 
politische Arbeit, wie das Organisieren von 
Kongressen, das Drucken und Verteilen von 
Flugblättern und das Abhalten von Presse- 
konferenzen noch als Menschenrechtsar- 
beit oder schon als Terrorismus gilt“, er- 
klärte er in seinem Plädoyer. Auch der 


Anwaltskammern einig: 
Isolation ist illegal. 


In der Türkei hat jede Stadt eine An- 
waltskammer. Überall ist man sich ei- 
nig, dass die Isolation, welche in den 
türkischen Gefängnissen praktiziert 
wird, illegal ist. Wie berichtet fanden be- 
reits mehrere Soldaritätskundgebungen 
der verschiedensten AnwältInnen aus 
der ganzen Türkei statt, die den Kampf 
des Rechtsanwaltes Behic Asci gegen 
die Isolation unterstützen. In einer neu- 
en Erklärung wird wieder darauf hin- 
gewiesen, dass Isolation Mord ist und 
dass die Menschenrechtsverletzungen 
in der Türkei sofort aufhören müssen. 
Bis jetzt haben im Widerstand gegen die 
türkische Isolationspolitik 122 Men- 
schen ihr Leben verloren und 600 Men- 
schen schwerste Erkrankungen und 
Verstümmelungen erlitten 

www.tayad-committe.info 


Staatsanwalt Johan Delmulle mochte nicht 
bestreiten, dass sich die Angeklagten mit 
ihrer politischen Arbeit nicht gegen den 
belgischen, sondern den türkischen Staat 
gerichtet haben. Der war in Gent auch mit 
einem eigenen Anwalt vertreten, der sich 
aber selten zu Wort meldete. Dafür lobte 
Delmulle gleich mehrmals die “demokrati- 
schen Veränderungen” und betonte, dass 
das Land auf den Weg in die EU sei und da- 
her auch Anspruch auf Unterstützung im 
Kampf gegen den Terrorismus habe. 

Die Angeklagten würden mit ihrer lega- 
len Arbeit die linke Revolutionäre Volksbe- 
freiungsfront (DHKP-C) unterstützen. Die 
ist zwar in Belgien nicht verboten, steht 
aber auf den so genannten Terrorlisten der 
USA und der EU. Daher sollen die Elf, wenn 
es nach der Anklagebehörde geht, ebenfalls 
wegen Mitgliedschaft in einer terroristi- 
schen Vereinigung verurteilt werden. Nicht 
nur die Anwälte befürchten eine Ein- 
schränkung der Grundrechte in Europa. 
Zahlreiche Menschenrechtler waren aus 
Italien, Großbritannien, Österreich und 
Deutschland nach Gent gereist. Wir wollen 
den Angeklagten unsere Solidarität zeigen 
und gleichzeitig dagegen protestieren, dass 
in Europa legale Arbeit als Terrorismus ab- 
geurteilt wird, erklärte eine Hochschulleh- 
rerin aus Florenz. Der Archäologe Bahar 
Kimyongür, derzu den Angeklagten gehört, 
die bis zum Prozessende auf freien Fuß sind, 
hatte sich das Zeichen der politischen Ge- 
fangenen der NS-Zeit, einen roten Winkel, 
an die Jacke geheftet, bevor er den Ge- 
richtssaal betrat. „Damit will ich dazu auf- 
rufen, den Anfängen der Meinungsunter- 
drückung zu wehren“, begründete er die 
umstrittene Verwendung des historischen 
Symbols. Der Prozess wird fortgesetzt. Mit 
einer Entscheidung wird nicht vor nächster 
Woche gerechnet. 

Peter Nowak aus Gent 
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G8 Evian 2003: Kantonalgericht 
bestätigt Straffreiheit der Schweizer 
Polizei 


Letzte Berufung im 
Fall „Aubonne- 
Brücke” abgelehnt 


Sieben Monate nach dem umstrittenen Frei- 
spruch der beiden Polizisten, die bei den G8- 
Protesten in Evian 2003 um ein Haar zwei 
Aktivisten getötet hatten, wies das Kanto- 
nalgericht Waadt heute den Revisionsantrag 
der AktivistInnen Martin Shaw (englisch) 
und Gesine Wenzel (deutsch) zurück. 

Mit einem weithin als Justizskandal be- 
zeichneten Urteil waren Polizeioberwacht- 
meister Claude Poget (Waadt) und Polizei- 
beamte Michael Deiss (Schaffhausen) am 17. 
Februar diesen Jahres freigesprochen wor- 
den. Beide mussten sich für einen Vorfall auf 
der Aubonne-Brücke verantworten, bei dem 
die Polizei das Kletterseil der beiden Aktivi- 
sten durchtrennte und den 23m-Fall von 
Martin Shaw verursachte, der knapp über- 
lebte, jedoch schwere Knochenbrüche da- 
vontrug. 

Heute wies das Kantonalgericht den Revi- 
sionsantrag zurück. 

Gesine Wenzel, deren Leben nur durch die 
schnelle Reaktion der Aktivisten auf der 
Brücke gerettet wurde, sagte: „Ich hoffe, die- 
se Entscheidung hat nun jedem klar ge- 
macht, dass dieses System von Grund auf 
faul ist. Es gibt keine neutrale Justiz und kei- 
ne Gleichheit vor dem Gesetz. Wir sind dafür 
schuldig gesprochen worden, mit unserer 
Blockade-Aktion das Leben der Autofahrer 
auf der Brücke gefährdet zu haben. Der Po- 
lizei jedoch, die uns um ein Haar getötet hät- 
te, waschen die Gerichte das Blut von der 
Weste. Mit diesem Urteil hat das Kantonal- 
gericht unter Beweis gestellt, dass es in der 
Schweiz keine Möglichkeit gibt, die Polizei 
für ihren Machtmissbrauch zur Verantwor- 
tung zu ziehen, nicht einmal, wenn es ein- 
deutige Videoaufnahmen gibt. Unser Fall ist 


nur die Spitze des Eisbergs. Die Straffreiheit 
der Polizei in der Schweiz ist unantastbar.“ 
Martin Shaw hat von dem 23m-Fall, der in 
schweren Knochenbrüchen in Fuß und 
Rücken resultierte, bleibende Schäden da- 
vongetragen. Es ist die Verantwortung der 
Waadter Regierung, Entschädigung zu zah- 
len, doch nun könnte diese den skandalö- 
sen Freispruch nutzen, um Schadensersatz- 
zahlungen zu verweigern und sich ihrer Ver- 
antwortung zu entziehen. Bis zum heutigen 
Tag hat sich die Kantonsregierung weder 
entschuldigt noch Ansätze gezeigt, ihre Po- 
lizeistrategien zu überprüfen - trotz der Tat- 
sache, dass, wie während des Prozesses of- 
fenkundig wurde, Information, Kommuni- 
kation und Koordination der Polizei kata- 
strophale Mängel aufwiesen. 

Martin Shaw sagte: „Ich werde für den 
Rest meines Lebens unter den Schäden lei- 
den. Sie machen mir außerdem die Ausü- 
bung meines Berufes als Elektriker unmög- 
lich. Nach dem G8 haben alle Ladenbesitzer, 
deren Schaufenster währen der Proteste zu 
Bruch gingen, Entschädigungszahlungen 
erhalten. Aktivisten jedoch, denen die Poli- 
zei die Knochen brach, werden nie einen 
Pfennig sehen. Das ist das wahre Gesicht ih- 
rer „Demokratie“. „Dieser Revisionsantrag 
war die letzte gerichtliche Möglichkeit, die 
Polizei zur Verantwortung zu ziehen. Es be- 
steht keine Möglichkeit, gegenüber einem 
höheren Gericht Einspruch zu erheben, denn 
der Schweizer Staat hat ein Gesetz verab- 
schiedet, das es Bürgern verbietet, gegen die 
Polizei vor das Bundesgericht zu ziehen. Der 
Anwalt der Aktivisten, Jean-Pierre Garba- 
de, erklärte: „Es steht fest, dass die beiden 
Polizeibeamten das Gesetz gebrochen ha- 
ben. Die Tatsache, dass das Kantonalgericht 
ihnen mit fadenscheinigen Begründungen 
die Straffreiheit garantiert, lässt schwere 
Zweifel am Schutz der Bürgerrechte in der 
Schweiz aufkommen. Beweis ist allein schon 
die Haltung des Staatsanwaltes, der sich 
weigerte, die Anklage aufrecht zu erhalten.“ 
Die Aktivisten unterstrichen: „Dies ist ge- 
nau der Grund, weshalb wir an direkte Ak- 
tion und Selbstverwaltung glauben. Der de- 
mokratische Anschein dieses Systems ist ei- 


Nur der beherzte Einsatz der anderen Demonstranten rettete Gesine Wenzel das Leben, 


nachdem die Polizisten das Seil, an dem sie hing, durchtrennt hatten 
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ne Täuschung. Der G8 ist das beste Beispiel 
für ihre Heuchelei. Diese Entscheidung hat 
unsere Ansichten nur gestärkt. Unser Kampf 
geht weiter.“ 


Hintergrundinformation 


Martin Shaw and Gesine Wenzel verloren 
um ein Haar ihr Leben, als sie am 1. Juni 
2003 mit der Aubonne-Gruppe die Auto- 
bahn Genf-Lausanne blockierten, um das 
Durchkommen einer G8-Delegation zu ver- 
hindern. Die Polizei zerstörte alle Sicher- 
heitsmaßnahmen der Aktivisten und schnitt 
letztendlich das Kletterseil durch, an dem 
Martin und Gesine hingen. Beide Aktivisten 
wurden im Mai 2004 für Eingriff in den 
Straßenverkehr und Gefährdung der Leben 
der Autofahrer schuldig gesprochen und er- 
hielten Bewährungsstrafen. Sie erstatten 
Anzeige gegen die Polizei. Der Untersu- 
chungsrichter wies die Anklage zurück, und 
erst in einem Revisionsverfahren wurde ent- 
schieden, den Einsatzleiter auf der Brücke, 
Claude Poget, und den Polizisten, der das 
Seil durchschnitt, Michael Deiss, vor Gericht 
zu bringen. Nach einem dreitätigen Verfah- 
ren im Januar 2006 entschied der Staatsan- 
walt, Daniel Stoll, die Anklage zurückzuzie- 
hen mit der Begründung, dass, objektiv ge- 
sehen, die Polizei eine Reihe von Fehlern ge- 
macht habe, dies aber subjektiv gesehen 
durch den Druck, der auf ihnen lastete, ver- 
ständlich sei. Außerdem seien der Polizei 
Aktionen dieser Art unbekannt gewesen. Der 
Richter, Pierre Bruttin, urteilte daraufhin, die 
Polizei sei unschuldig, und erklärte, dass die 
Aktivisten die Schuld für den Vorfall trügen, 
- wenn sie nicht von der Brücke gehangen 
hätten, hätte die Polizei das Seil gar nicht 
durchschneiden können. 

www.aubonnebridge.net 


In Kolumbien vollzieht sich ein 
politisch-militärischer Konflikt 


— und ja, es 
gibt politische 
Gefangene 


Als sich das frühe Bürgertum - die heuti- 
gen Kapitalisten - gegen die feudale Ty- 
rannei erhob, war das Patriotismus, Selbst- 
losigkeit. Wenn sich heute die unterdrück- 
ten Völker der Welt gegen die Schande des 
Kapitalismus erheben, dann ist das Terro- 
rismus! 

Im Rahmen der gegenwärtigen Globali- 
sierung und Internationalisierung des Ka- 
pitals und der geopolitischen Hegemonie 
der USA und anderer Großmächte wird ei- 
ne ökonomische, politische und juristische 
supranationale Ordnung durchgesetzt, die 
das Recht auf Selbstbestimmung, Souverä- 


nität und Würde der Völker und Nationen 
der Welt eingrenzt. 

In der Folge besteht die Antwort des Staa- 
tes darin, den gerechten Kampf der Unter- 
drückten mit allen Mitteln zu kriminalisieren 
und zu unterdrücken. Damit steigt die Mög- 
lichkeit, von den nationalen oder internatio- 
nalen Justizapparaten als Terrorist eingestuft 
zu werden. Das betrifft nicht nur diejenigen, 
die direkt an den Konflikten beteiligt sind, 
sondern auch jene, die in den Augen des Esta- 
blishments auch nur die geringste Oppositi- 
on zu deren Interessen darstellen. 

Kolumbien durchlebt seit längerem einen 
politisch-militärischen Konflikt, der in seiner 
Intensität einem Bürgerkrieg gefährlich na- 
he kommt. Dieser Konflikt ist das Ergebnis 
der Konfrontation zwischen der herrschen- 
den Klasse des Staates und breiten Bevölke- 
rungsschichten. Der Krieg, in Kolumbien ist 
das Ergebnis einer tiefen Ungleichheit und 
der wirtschaftlichen, sozialen und politischen 
Marginalisierung großer Teile der Bevölke- 
rung. Armut und Hunger sind in Kolumbien 
tagtägliche Realität und bedeuten für Millio- 
nen von Menschen ein tristes und entbeh- 
rungsreiches Leben mit geringer Lebenser- 
wartung. Gegenwärtig leben 23,4 Mio. Ko- 
lumbianerinnen und Kolumbianer in Armut, 
weitere 7,7 Mio. in extremer Armut; bei ei- 
ner geschätzten Gesamtbevölkerung von ins- 
gesamt 42 Mio. bedeutet dies, dass nahezu 
74%0 der Bevölkerung in Armut leben. 

Mit Hilfe der ökonomischen und politi- 
schen Marginalisierung haben die herr- 
schenden Klassen Kolumbiens eine unerträg- 
liche soziale Krise hervorgerufen, die durch 
ein hohes Maß an Armut unter der breiten 
Mehrheit der kolumbianischen Bevölkerung, 
eine übermäßig hohe Arbeitslosenrate und 
den Zusammenbruch der (traditionellen) 
Landwirtschaft gekennzeichnet ist. Dazu 
kommt noch der Krieg gegen die Bevölke- 
rung als einziges Mittel zur Durchsetzung des 
brutalen Wirtschaftsmodells der herrschen- 
den Klassen und damit verbunden die Ver- 
letzung aller grundlegenden Rechte der Bür- 
gerinnen und Bürger des Landes. 

Der Staat und die herrschenden Klassen Ko- 
lumbiens haben wie kein anderer Staat Lat- 
einamerikas seit Beginn des 20. Jahrhunderts 
und ohne Unterbrechung in systematischer 
und uneingeschränkter Weise zu Mitteln der 
Gewalt, der Kriminalisierung der sozialen 
Proteste und der physischen Vernichtung der 
Führer und Mitglieder demokratischer und 
Volksbewegungen gegriffen. Diese Methoden 
wurden in makabrer Art und Weise kombi- 
niert mit Massakern an der Landbevölkerung 
und in den Städten, begangen am hellerlich- 
ten Tage von Angehörigen der Ordnungs- 
kräfte, die sich wiederum als Paramiltärs aus- 
geben, um ihre schrecklichen Verbrechen im 
Rahmen der staatlichen Politik der ver- 
brannten Erde zu begehen. 

Im Falle Kolumbiens hat der Staat zahllo- 
se Schritte unternommen, z. B. Reformen der 
Staatsfinanzen, der Strafgesetzgebung und 
der Strafgerichtsordnung, die Vereinfachung 
der Auslieferungsverfahren für kolumbiani- 


sche Staatsangehörige, Reformen des Straf- 
vollzugs, die Errichtung von Hochsicher- 
heitsgefängnissen unter direkter Anleitung 
der US-amerikanischen Gefängnisverwal- 
tung, und verschärft durch die Vorgaben der 
Doktrin der „demokratischen Sicherheit“, 
ausgerufen durch Präsident Uribe. Die vor- 
anschreitende Aushöhlung des Tatbestandes 
einer politischen motivierten Tat, die Krimi- 
nalisierung der sozialen und gewerkschaftli- 
chen Protestbewegung, die wahllosen und 
willkürlichen Massenverhaftungen ordnen 
sich ein in eine Strategie, die darauf ausge- 
richtet ist, den legitimen Charakter der so- 
zialen Kämpfe der Bevölkerung in Kolumbi- 
en mit allen Mitteln zu delegitimieren. Wer 
sich heute den inakzeptablen wirtschaftli- 
chen und politischen Modellen des nationa- 
len und internationalen Establishments ent- 
gegenstellt, wird als Terrorist behandelt. Das 
gesamte Strafrechtssystem trägt den Stempel 
der Interessen jener Klasse, die es geschaffen 
hat, insbesondere dann, wenn es darum geht, 
Haltungen zu bestrafen, die sich gegen das 
Establishment oder den Status quo richten. 

Das so genannte „moderne“ Strafrecht, das 
als Ergebnis eines vorgeblichen Humanismus 
und einer scheinbaren Modernität des bruta- 
len Kapitalismus geschaffen wurde, reflek- 
tiert heute mehr denn je die Widersprüche der 
dekadenten kapitalistischen und imperialisti- 
schen Gesellschaft, die Strategien der Re- 
pression für die Verteidigung ihrer kleinli- 
chen Interessen entwickelt hat, und zwar 
nicht nur militärischer Art, sondern auch auf 
den Gebieten der Justiz, um die inneren Pro- 
bleme (juristische Verteidigung) gegen jene 
zu lösen, die „die innere Ordnung des Staa- 
tes stören“. Als Konsequenz der vom Penta- 
gon durchgesetzten anachronistischen Dok- 
trinen der nationalen Sicherheit und des in- 
neren Feindes ist die kolumbianische Justiz- 
politik darauf ausgerichtet, die Proteste der 
Bevölkerung zu unterdrücken und zu krimi- 
nalisieren und auf diese Weise die Armut „zu 
konsolidieren“. Das bedeutet konkret die „Be- 
friedung“ derjenigen, die sich auflehnen, 
durch Eliminierung oder Einkerkerung. 

Die zur Zeit schlimmste Form der Krimi- 
nalisierung, der sozialen Proteste der Bevöl- 
kerung wurde im Rahmen der von Präsident 
Uribe entwickelten Politik der „demokrati- 
schen Sicherheit“ umgesetzt. Dabei handelt 
es sich um die Verfolgung und Aburteilung 
von Hunderten von Führerinnen und Füh- 
rern von gewerkschaftlichen, Bauern- und 
indigenen Organisationen, Massenverhaf- 
tungen und alle möglichen Formen von Über- 
griffen gegen die Bevölkerung und ihre Or- 
ganisationen. Laut Informationen der Nicht- 
regierungsorganisation (NRO) Fundaciön Co- 
mite de Solidaridad con los Presos Politicos 
(deutsch: Stiftung Solidaritätskomitee mit 
den politischen Gefangenen) wurden zwi- 
schen September 2002 und Dezember 2003 
insgesamt 6.038 Personen verhaftet, die den 
o. g. Kriterien entsprechen, davon 4.846 Per- 
sonen bei Massenverhaftungen (bei denen je- 
weils mehr als 20 Festnahmen erfolgten), 
3.939 dieser Verhaftungen erfolgten absolut 


willkürlich. Man kann also sagen, dass sich 
die kolumbianische Strafrechtspolitik allge- 
mein gegen die Armen richtet und speziell 
gegen all jene, die für die Alternative eines 
demokratischen Wandels stehen. Die Reakti- 
on des Staates ist auf Bestrafung und Krimi- 
nalisierung des Kampfes der Armen, denen 
es mehrheitlich um das blanke Überleben 
geht, ausgerichtet. 

In den Gefängnissen als Teil des Repressi- 
vapparates des Staates versucht man die Mo- 
ral, die Überzeugung und die Ideale der 
Kämpferinnen und Kämpfer zu brechen und 
so den gerechten Charakter ihres Kampfes zu 
leugnen, sie zu erschüttern und schließlich 
zum Überlaufen zu bewegen. Anderseits die- 
nen die Gefängnisse dazu, die Bevölkerung 
in Schrecken zu versetzen und einzuschüch- 
tern, damit sie die aktuellen Bedingungen ak- 
zeptiert und von der Sehnsucht nach Freiheit 
und Gerechtigkeit abrückt. Nichts widerspie- 
gelt die Klassenwidersprüche besser als die 
physische und moralische Bestrafung jener, 
die die Macht herausfordern, und der Einsatz 
der repressiven Justizorgane zur Bestrafung 
derjenigen, die sich ihrem Appetit und ihrer 
Politik entgegenstellen. Unter diesen Strafen 
ist das Gefängnis als Einrichtung, als Insti- 
tution dazu da, um einerseits jene, die sich 
gegen den Staat erhoben haben, physisch und 
moralisch zu unterwerfen und anderseits al- 
le diejenigen, die dem Beispiel der Kämpfer 
folgen wollen, zu verunsichern. 

Die kolumbianischen Gefängnisse zeigen 
ein Gesamtbild von den Widersprüchen, die 
die tiefe Ungleichheit der kolumbianischen 
Gesellschaft, ihr Elend, ihre Gewalt, ihr 
Durcheinander und die Machtverhältnisse 
zugunsten einer Minderheit widerspiegeln; 
die Gefängnisse des Landes sind das Abbild 
der sozialen Wirklichkeit. 

In den Gefängnissen Kolumbiens gibt es 
Tausende von Personen - Angeklagte oder 
Verurteilte - die wegen politischer Taten oder 
politischer Ziele eingesperrt sind, als Rebel- 
len, Terroristen oder gemeine Straftäter. Das 
Gefängnis ist zu einem Mechanismus des Re- 
pressivsystems geworden, das die explosive 
sozialökonomische und militärische Realität 
eindämmen soll. Der kolumbianische Straf- 
vollzug ist ein Hort des Lasters, der Korrup- 
tion, der Unmoral und des Elends; ein Ort, wo 
die Rebellen physisch isoliert und ihr Willen 
gebrochen werden soll, mit dem Ziel, sie von 
ihren ehrenhaften und uneigennützigen 
Idealen abzubringen, für die sie selbst hinter 
Gittern weiterkämpfen. Politische Gefangene 
im weitesteten Sinne sind alle jene Personen, 
die wegen ihrer politisch-ideologischen 
Überzeugung oder ihrer Tätigkeit, insbeson- 
dere zugunsten der Interessen der Bevölke- 
rung und unabhängig vom Maße ihrer Be- 
teiligung und Verbundenheit, ihrer organi- 
sierten oder ihrer spontanen Beteiligung an 
Aktionen gegen das in Kolumbien herr- 
schende System zu Opfern des repressiven Ju- 
stizsystems des Staates geworden sind, sei es 
als Verhafteter, als Angeklagter oder als Ver- 
urteilter. Die wegen politischer Vergehen in 
Kolumbien festgesetzten Personen sind die- 
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Tagtägliche Polizeigewalt in Kolumbien. Nach dem Mord an einem Jungen reißen zorni- 
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ge Indigenas Barrikaden ein, mit denen die Polizei ihnen den Weg versperren will. 


jenigen, die sich dem Staat widersetzen. In 
den kolumbianischen Gefängnissen befinden 
sich ca. 7.000 Personen, die wegen politischer 
Motive verurteilt oder vorbeugend inhaftiert 
worden sind. Die Regierung leugnet die Exi- 
stenz eines bewaffneten Konfliktes im Lande 
und weigert sich folglich, ihnen den Status 
von politischen Gefangenen zuzuerkennen. 

Für die politischen Gefangenen hat diese 
Situation dramatische Folgen. Viele von ih- 
nen werden in Prozessen durch die regiona- 
len Justizbehörden abgeurteilt. Unter dieser 
„Justiz ohne Spuren“ verbringen sie oft vie- 
le Jahre hinter Gittern, ohne dass ein Urteil 
ergangen ist. Etwa 95 % der Gefängnisinsas- 
sen landesweit leben unter inhumanen Be- 
dingungen, ihnen werden alle Rechte und 
Mittel vorenthalten, die das Strafvollzugsge- 
setz vorsieht. 

Unter den 7.000 politischen Gefangenen in 
Kolumbien befinden sich Führer und Mit- 
glieder von politischen Organisationen der 
Linken, Gewerkschaftsmitglieder, Mitglieder 
von Bauernverbänden, von sozialen und zi- 
vilen Organisationen, im Kampf gefangen- 
genommene Aufständische; alle warten, dass 
ihnen Gerechtigkeit widerfährt. 

Über das Leid hinaus, das allen kolumbia- 
nischen Häftlingen widerfährt, werden die 
politischen Gefangenen zusätzlich diskrimi- 
niert. Sie selbst, ihre Familien und auch ihre 
Anwälte werden permanent physisch, mora- 
lisch und psychologisch misshandelt. Die 
Haftbedingungen und die unfairen Gerichts- 
verfahren stellen eine Verletzung der grund- 
legenden Rechte dieser Mitbürgerinnen und 
Mitbürger in rechtlicher Hinsicht dar. Das 
Gleiche gilt hinsichtlich ihrer Menschen- 


rechte, einschließlich der internationalen 
Normen der Menschenrechte, die der kolum- 
bianische Staat und die Regierung so oft re- 
klamieren und anrufen. 

Ungeachtet der übermäßigen Anstrengun- 
gen der kolumbianischen Oligarchie und ih- 
res Polizeistaates die Realität Kolumbiens zu 
vertuschen, existiert in Kolumbien seit mehr 
als 50 Jahren ein ernster politisch-militäri- 
scher Konflikt, weshalb es notwendig ist, Lö- 
sungsvorschläge zu erarbeiten, die, wenn sie 
auch im Moment nicht den Konflikt beenden, 
so doch zur sofortigen Freilassung aller po- 
litischen Gefangenen und zum Abschluss ei- 
nes Abkommens führen, das einen Austausch 
der Gefangenen in den Händen der Guerilla 
und der gefangenen Rebellen in den Ge- 
fängnissen Kolumbiens und des Auslands er- 
möglicht. 

Zweifellos ist das Thema eines humanitären 
Abkommens und eines Austausches der 
Kriegsgefangenen angesichts des politisch- 
militärischen Konfliktes, den unser Land 
durchlebt, von großer Bedeutung. Der poli- 
tisch-militärische Konflikt in Kolumbien ist 
eine nicht zu verleugnende Tatsache, der Kon- 
flikt existiert und wächst, wie ein Pulverfass, 
das nicht gelöscht werden kann. Es gibt kein 
nationales oder internationales juristisches 
Hindernis für ein solches Abkommen, es ist 
lediglich fehlender Wille der gleichgültigen 
Regierung, die sich weigert, den Forderungen 
der Nation Gehör zu schenken. 

In Anbetracht der gegenwärtigen juri- 
stisch-politischen Realität des Landes kann 
man sagen, dass der Tatbestand politisch mo- 
tivierter Taten praktisch verschwunden ist. 
Einzig und allein in der Verfassung gibt es 
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einen konzeptionellen Bezug, jedoch mehr 
formeller als materieller Art. Die Abschaffung 
politischer Straftatbestände, die irrationale 
Antwort auf jedwede Opposition in Form mi- 
litärischer und rechtlicher Übergriffe stellt ei- 
ne definitive Verhinderung jeder Art politi- 
scher Lösung für den kolumbianischen Kon- 
flikt dar. Damit wäre angesichts der Über- 
griffe der herrschenden Diktatur in Kolumbi- 
en ein Bürgerkrieg der einzige Ausweg. Es ist 
daher dringend notwendig, eine Verfassungs- 
und Strafrechtsreform zu diskutieren und auf 
den Weg zu bringen, die die Rahmenbedin- 
gungen für politisch bedingte Taten wieder- 
herstellt, die zur Zeit in Kolumbien nicht exi- 
stieren. 

Die gegenwärtige Regierung Kolumbiens 
vertritt die Idee, dass ein demokratisches und 
verfassungstreues Regime wie das kolumbia- 
nische jegliches Konzept oder jede Definiti- 
on politisch motivierter Taten beseitigen 
müsse. In ihrem messianischen Eifer ist sie 
soweit gekommen, dass per Präsidentende- 
kret alle staatlichen Einrichtungen und öf- 
fentlichen Angestellten verpflichtet wurden, 
in ihren Dokumenten oder Reden nicht auf 
einen bewaffneten internen Konflikt zu ver- 
weisen, sondern von einer drogen-terroristi- 
schen Bedrohung zu sprechen. 

Die Justiz muss konsequent entpolitisiert 
werden, sie darf nicht länger ein Instrument 
im Dienste des Krieges gegen die Bevölke- 
rung sein, sondern muss ihre Unabhängig- 
keit vollständig zurück erlangen. 

In legislativer Hinsicht muss das kolum- 
bianische Parlament normierend tätig wer- 
den, und zwar entsprechend dertatsächlichen 
Realitäten und Notwendigkeiten des Landes 
und nicht in Befolgung der Befehle und Wei- 
sungen der USA. Die Regierung muss mit den 
wahllosen Razzien und Besetzungen und den 
willkürlichen Verhaftungen Schluss machen, 
deren Zahl in die Tausende geht. Das Mittel 
der Auslieferung von Guerilla-Kämpfern an 
die USA, damit ihnen dort der Prozess ge- 
macht wird, ist der beschämende Beweis für 
die absolute Aufgabe unserer Souveränität 
und Würde. Kolumbien braucht keine weite- 
ren Projekte ä la „Plan Colombia“ oder „Plan 
Patriötica* oder ähnliches. Was heute ge- 
braucht wird, ist die Freiheit für Tausende von 
politischen Gefangenen in den Gefängnissen 
unseres Landes. 

Nieder mit den Mauern, die die Vernunft 
gefangen halten, sofortige Freiheit für alle 
politischen Gefangenen, Freiheit für Kolum- 
bien! 

Internationale Kampagne der Solidarität mit 
den politischen Gefangenen „Pa’lante Co- 
lombia“ 


: www.political-prisoners.net 
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